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Arbeitsmarktmobilität und die Umstrukturierung des 
ostdeutschen Beschäftigungssystems 

Heike Solga, Martin Diewald und Anne Goedicke* 

Anhand der Erwerbsmobilität von Ostdeutschen nach 1989 werden der zeitliche Verlauf des Umbaus des ostdeut-
schen Beschäftigungssystems sowie die Reichweite der strukturellen Veränderungen untersucht. Die empirische 
Grundlage sind ca. 950 standardisierte Lebensverlaufsinterviews der Geburtsjahrgänge 1939-41, 1951-53 und 
1959-61, die im Rahmen des Projekts „Ostdeutsche Lebensverläufe im Transformationsprozess“ am Max-Planck-
Institut für Bildungsforschung Berlin erhoben wurden. Die empirischen Befunde beruhen auf Häufigkeitsauswer-
tungen und Ereignisanalysen. Die Befunde zum Mobilitätsgeschehen zeigen, dass die wirtschaftliche Umstruktu-
rierung Ostdeutschlands ein periodischer Prozess mit unterschiedlichen Qualitäten und Quantitäten intragenera-
tionaler Arbeitsmarktmobilität gewesen ist. Ferner wird erkennbar, dass wir es in Ostdeutschland weder mit einer 
kurzfristigen Anpassungskrise noch einer segmentär eingegrenzten Strukturkrise zu tun haben. Die Befunde sig-
nalisieren eine umfassende Strukturkrise, von der selbst der öffentliche Dienst nicht ausgenommen blieb. Die zu 
beobachtende erhöhte Mobilität auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt ist dabei jedoch nicht per se Ausdruck erhöhter 
Erfolgschancen. Letztlich entscheiden die jeweiligen institutionellen Gelegenheitsstrukturen nicht nur über die 
Quantität, sondern auch die Qualität beruflicher Mobilität. 
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* Dr. phil. Heike Solga ist Leiterin der Selbständigen Nachwuchsgruppe 
„Ausbildungslosigkeit: Bedingungen und Folgen mangelnder Berufsausbil-
dung“ am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung. Prof. Dr. Martin Die-
wald ist Professor für Soziologie an der Gerhard-Mercator-Universität Duis-
burg. Dipl.-Soziologin Anne Goedicke ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Forschungsbereich „Bildung, 
Arbeit und gesellschaftliche Entwicklung“. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autoren. Wir danken den externen und lAB-in-ternen 
Gutachter/innen für ihre sehr anregenden Kommentare zum eingereichten 
Manuskript für diesen Beitrag. Ferner danken wir unseren Kolleginnen vom 
Forschungsbereich „Bildung, Arbeit und gesellschaftliche Entwicklung“ des 
Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung für ihre hilfreichen Hinweise in 
zahlreichen Diskussionen. 

1 Eine gleichzeitige Untersuchung von Prozessen des Berufseinstiegs – als 
Prozesse der intergenerationalen Veränderung des Arbeitsangebots – und ihre 
Gegenüberstellung zu den untersuchten intragenerationalen Mobilitätspro-
zessen würde den Rahmen des Beitrages sprengen. 

l Einleitung 
Erwerbsarbeit ist ein wichtiger Mechanismus der gesell-
schaftlichen Integration von Personen. Für die DDR galt dies 
umso mehr, denn nicht nur die Arbeit, sondern auch der je-
weilige Betrieb waren von zentraler Bedeutung für die Le-
bensgestaltung und das Freizeitverhalten von Männern und 
Frauen (Lutz 1995: 7; Kohli 1994: 39; Rottenburg 1992; Vos-
kamp/Wittke 1990). Entsprechend dramatisch wurde der ex-
treme Arbeitsplatzabbau im Zuge des Übergangs zur Markt-
wirtschaft von vielen ostdeutschen Männern und Frauen er-
lebt. Doch nicht die sozialpsychologischen Aspekte dieser 
Verlust- und Umorientierungsprozesse sind Gegenstand die-
ses Artikels (vgl. dazu Diewald et al. 1996; Schmitz 1995). 
Vielmehr untersuchen wir, wie sich der wirtschaftsstruktu-
relle Wandel von einem zentral gesteuerten Wirtschafts- und 
Beschäftigungssystem in ein marktgesteuertes System in den 
Erwerbsverläufen der Ostdeutschen widerspiegelt, zu wel-
chen Mobilitätsprozessen er bei den Ostdeutschen geführt 
hat. Die Mobilität von Personen auf dem Arbeitsmarkt ist der 
zentrale Mechanismus, über den eine Veränderung in der Be-
schäftigungsstruktur hergestellt werden kann (DiPrete/Non-
nemaker 1997: 389). Den Mobilitätsprozessen auf dem Ar-
beitsmarkt von bereits beschäftigten Personen (intragenera-
tionale Mobilität) kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 
Im Vergleich zu den erreichbaren Veränderungen mittels der 
Generationenablösung, in dem die aus dem Arbeitsmarkt aus-
scheidenden Arbeitnehmer(innen) durch neueintretende Ar-
beitnehmerkohorten ersetzt werden, stellen intragenerationa-
le Mobilitätsprozesse einen Mechanismus dar, der schneller 
auf einen Veränderungsbedarf reagieren kann. 

Derartige intragenerationale Mobilitätsprozesse auf dem ost-
deutschen Arbeitsmarkt sind Gegenstand des vorliegenden 
Beitrages.1 Untersucht wird, durch welche Arten der Arbeits-
marktmobilität die Umstrukturierung der ostdeutschen Wirt-
schaft bewerkstelligt wurde. Musste der Wirtschaftsbereich, 
der Beruf oder der Betrieb gewechselt werden, fanden inner-
betriebliche Arbeitsplatzwechsel statt, kam es zu Ab- und Auf-
stiegen? Erfolgten diese Wechsel direkt oder vermittelt über 
Arbeitslosigkeit? Waren diese Mobilitätsprozesse auf einzel- 
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ne Wirtschaftsbereiche, Betriebe und Qualifikationsgruppen 
begrenzt oder waren sie flächendeckend auf dem sich eta-
blierenden ostdeutschen Arbeitsmarkt zu beobachten? Da 
sich die institutionellen und wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen nicht nur unmittelbar nach der Wende, sondern auch 
während der letzten 10 Jahre immer wieder veränderten, gilt 
es den zeitlichen Verlauf der Umstrukturierung des ostdeut-
schen Beschäftigungssystems und seinen Einfluss auf das 
Mobilitätsgeschehen zu berücksichtigen. In der Transforma-
tionsforschung werden zwei distinkte Phasen der Umstruktu-
rierung identifiziert: eine erste Periode von Ende 1989 bis 
Mitte 1992, die durch rasante Veränderungen der Betriebs-
und Wirtschaftsstruktur der neuen Bundesländer gekenn-
zeichnet ist, und eine zweite, sich daran anschließende Peri-
ode betrieblicher und wirtschaftlicher Konsolidierung (Lutz 
1996: 7,134; Lutz 1997:440; Diewald/Solga 1997: 187). Wir 
wollen untersuchen, ob die unterschiedlichen institutionellen 
Gelegenheitsstrukturen der beiden Perioden zu unterschiedli-
chen Quantitäten und Qualitäten von Erwerbsmobilität ge-
führt haben. 

Diese beiden Fragestellungen – welche Arten von Mobilität 
dominierten und ob es hierbei eine Veränderung im Zeitver-
lauf der Transformation gab – werden im vorliegenden Bei-
trag untersucht. Die empirische Grundlage sind standardi-
sierte Lebensverlaufsinterviews mit ostdeutschen Männern 
und Frauen der Geburtsjahrgänge 1939-41, 1951-53 und 
1959-61, die im Rahmen des Projekts „Ostdeutsche Lebens-
verläufe im Transformationsprozess“ am Max-Planck-Insti-
tut für Bildungsforschung Berlin erhoben wurden. Diese Per-
sonen waren zum Zeitpunkt des Mauerfalls ca. 30 bis 50 Jahre 
alt. Sie gehörten damit zu den zentralen Akteuren für in-
tragenerationale Mobilitätsprozesse, die wesentlich zur Um-
strukturierung des ostdeutschen Beschäftigungssystems in 
den letzten 10 Jahren beigetragen haben. 

Begonnen wird mit einem Überblick der institutionellen Rah-
menbedingungen der Restrukturierung des ostdeutschen Be-
schäftigungssystems. Daraus werden Hypothesen zur Reich-
weite und zum zeitlichem Verlauf des Mobilitätsgeschehens 
abgeleitet (Abschnitt 2). Diese Hypothesen werden im dritten 
Abschnitt mit empirischen Befunden zum Charakter der in-
tragenerationalen Mobilität in Ostdeutschland nach 1989, zur 
Kontinuität und Diskontinuität der Erwerbsverläufe nach 
1989 sowie zur Reichweite des Mobilitätsgeschehens kon-
frontiert. Abschließend werden die Ergebnisse in Bezug auf 
die Hypothesen und ihre Verallgemeinerbarkeit diskutiert 
(Abschnitt 4). 

2 Pull und Push auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 

2.1 Zwänge und Anreize für Erwerbsmobilität 
Die Mobilität von Personen auf dem Arbeitsmarkt ist ein not-
wendiger Begleitprozess rascher wirtschaftsstruktureller Ver-
änderungen, wie sie mit der Überführung eines planwirt-
schaftlichen in ein marktorientiertes Beschäftigungssystem 
einhergehen. Diese wirtschaftsstrukturellen Veränderungen 
stellen im Wesentlichen Änderungen in der Struktur der Ar-
beitsnachfrage dar. Diese Nachfrageveränderungen können 
den Zwang oder die Anreize für berufliche Mobilität von Ar-
beitsnehmer/innen erhöhen. Erzwungen wird Mobilität auf 
dem Arbeitsmarkt insbesondere dann, wenn Mobilitätspro-
zesse mit einem erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko einhergehen 
oder die Vermarktung vorhandener Qualifikationen sowie die 
daran gekoppelten Einkommens-, Status- und Arbeitsinhalts-
erwartungen zur Disposition gestellt werden. Solche Verän-
derungen tragen den Charakter von push-Faktoren. Im Un- 

terschied dazu erhöhen Nachfrageveränderungen die Anreize 
zur Mobilität, wenn durch eine Mobilität auf dem Arbeits-
markt eine hinreichende Chance für die Erreichung persönli-
cher Ziele (wie z.B. Einkommenssteigerung, bessere Arbeits-
bedingungen, mehr Autonomie u.ä.) besteht. Dafür ist es je-
doch notwendig, dass (1) Vakanzen im jeweils höheren Be-
rufssegment oder in Wirtschaftsbereichen mit höherem Ein-
kommensniveau entstehen (S0rensen 1974; S0rensen/Kalle-
berg 1981; S0rensen 1983), (2) sich die Arbeitsnachfrage in 
Einsatzfeldern erhöht, in denen die jeweils akkumulierten 
Qualifikationen besser vermarktet werden können (vgl. Si-
cherman/Galor 1990; Sicherman 1991) oder (3) neue Alloka-
tionsmuster implementiert werden, die zu einer Umbewer-
tung von akkumulierten Handlungsressourcen (z.B. von er-
worbenen Qualifikationen, Berufserfahrungen sowie Such-
und Mobilitätskompetenzen) und damit für einen Teil der Po-
pulation zu besseren Verwertungschancen führen (Mayer 
1994). Derartige Nachfrageveränderungen werden als pull-
Faktoren bezeichnet (vgl. DiPrete/Nonnemaker 1997: 386; 
Franz/Zimmermann 1999: 6). 

In welchem Umfang diese Faktoren ihre jeweilige push- und 
pull-Wirkung entfalten können, wird maßgeblich durch die 
institutionelle Strukturierung des Beschäftigungssystems 
mitbestimmt. Sie kann die pull- bzw. push-Wirkung struktu-
reller Veränderungen unterstützen, verlangsamen, ab-
schwächen oder gar verhindern. 

Arbeitsrechtliche Regelungen beeinflussen z.B. die Offenheit 
und Geschlossenheit von Beschäftigungsverhältnissen 
(Sørensen/Kalleberg 1981: 52). Beschäftigungssysteme mit 
höherem Kündigungsschutz bieten weniger Raum, um Mobi-
lität zu „erzwingen“. Hier hat die personelle Umstrukturie-
rung von Betrieben eher mit dem vorhandenen Personal zu er-
folgen. Das heißt, die push-Wirkung von Veränderungen in 
der Qualifikationsnachfrage ist eingeschränkt. Bei offeneren 
Verhältnissen können derartige Umstrukturierungen hin-
gegen durch Personalaustausch erzielt werden. In umgekehr-
ter Weise determiniert die Art der Beschäftigungsverhältnis-
se auch die Wirksamkeit von pull-Faktoren. Geschlossene Be-
schäftigungsverhältnisse können die Entstehung von Vakan-
zen infolge wirtschaftlicher Umstrukturierung vermindern 
und damit Anreize für freiwillige Mobilität reduzieren. In of-
feneren Beschäftigungssystemen gibt es für Arbeitgeber mehr 
Möglichkeiten, Vakanzen zu schaffen und mit entsprechend 
qualifiziertem Personal vom externen Arbeitsmarkt zu füllen. 
Gibt es ein Überangebot an Arbeitskräften, so wird jedoch in 
beiden Arten von Beschäftigungssystemen ein Wettbewerb in 
Gang gesetzt, der zu Mobilitätsketten von oben nach unten 
führt. Aufgrund ihrer potenziell höheren Produktivität und 
schnelleren Lernfähigkeit (vgl. Becker 1964; Thurow 1979) 
haben die höher qualifizierten Personen bessere Chancen für 
den Verbleib in Beschäftigung, wofür sie jedoch zum Teil Ab-
stiege und Berufswechsel in Kauf nehmen müssen. Damit ver-
drängen sie die jeweils schlechter qualifizierten Personen aus 
ihren angestammten Arbeitsplätzen, denen es selbst wieder-
um zum Teil gelingt, gleichfalls auf einer darunter liegenden 
Stufe oder in einer anderen Tätigkeit in Beschäftigung ver-
bleiben zu können. Da allerdings der Spielraum dafür mit ab-
nehmender Qualifikationsstufe geringer wird, steigt mit ab-
nehmender Qualifikation das Arbeitslosigkeitsrisiko. Diese 
Verdrängungsprozesse können in offenen Beschäftigungssys-
temen relativ uneingeschränkt stattfinden, sofern Arbeitneh-
mer(innen) bereit sind, unterhalb ihrer Qualifikation zu ar-
beiten, oder eine angespannte Arbeitsmarktsituation die 
Spielräume für das Finden von qualifikationsadäquater Be-
schäftigung einschränkt. In Beschäftigungssystemen mit ei- 
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nem vergleichsweise höheren Kündigungsschutz kommen sie 
vor allem dadurch zustande, dass – wenn Personalabbau er-
folgt – die besser Qualifizierten ein geringeres Entlassungs-
risiko haben und sie gleichzeitig – sofern es Neueinstellun-
gen gibt – höhere Neueinstellungschancen haben. Wo jedoch 
die Scheidelinie zwischen höher und geringer verläuft, darü-
ber entscheiden die vorhandenen Arbeitsmarktparameter, ins-
besondere die Diskrepanz zwischen Arbeitskräfteangebot 
und -nachfrage. 

Ein weiterer Faktor, der die push- und pull-Wirkung struktu-
reller Veränderungen beeinflusst, sind staatliche Angebote, 
mit deren Hilfe Beschäftigung „ künstlich „ aufrechterhalten 
wird (wie z.B. Kurzarbeit). Sie erlauben einem Teil der Ar-
beitnehmer/innen, auf ihren Arbeitsplätzen zu verbleiben, ob-
gleich die betriebswirtschaftliche Notwendigkeit für diese Ar-
beitsplätze nicht gegeben ist. Dies fuhrt eventuell auch zu ei-
ner Verzögerung der aus wirtschaftlichen Sicht notwendigen 
Veränderungen in der Branchenstruktur, da Branchenwechsel 
von Beschäftigten hinausgezögert werden können. Von daher 
können sie den push-Charakter einer Umstrukturierung (zu-
mindest zeitweise und für einen Teil der davon betroffenen 
Personen) konterkarieren. Zugleich können mit dieser Ar-
beitsmarktentlastung aber auch Freiräume für jene geschaf-
fen werden, die anderswo ihren Arbeitsplatz verlassen müs-
sen oder wollen.2 

Ferner beeinflusst der Zusammenhang von Ausbildungs- und 
Beschäftigungssystem die Wechsel-Optionen von Arbeitneh-
mer/innen. Beschäftigungssysteme, in denen ein enger Zu-
sammenhang besteht und berufsfachliches Humankapital im 
Ausbildungssystem akquiriert wird, reduzieren die Anreize 
für Berufswechsel, da Wechsel ein erhöhtes Verlustrisiko in 
Bezug auf Einkommen, Status, Qualifikationsverwertung in 
sich bergen (vgl. Allmendinger 1989; Blossfeld 1989; Haller 
1989; Maurice et al. 1986; Solga/Konietzka 1999). Betriebs-
und Branchenwechsel können hingegen durch einen engen 
Zusammenhang stimuliert werden, da die Überbetrieblichkeit 
von Berufszertifikaten die Transferierbarkeit von Qualifika-
tionen zwischen Betrieben und, sofern in anderen Branchen 
nachgefragt, auch zwischen Branchen erhöht (Blossfeld/ 
Mayer 1988; Sengenberger 1987). Diese Anreizwirkung ist 
jedoch an eine Umstrukturierungssituation gebunden, in der 
Vakanzen im erlernten Beruf entstehen, die ihrerseits eine 
bessere Verwertbarkeit der akkumulierten Qualifikation (z.B. 
in Form von Einkommens-, Status-, Autonomiegewinn) ver-
spricht. Im Unterschied dazu wird in Beschäftigungssyste-
men mit einem losen Zusammenhang von Ausbildungssystem 
und Arbeitsmarktposition eher allgemeines Humankapital im 
Ausbildungssystem und betriebsspezifische Qualifikationen 
durch on-the-job-Erfahrungen akquiriert. Infolgedessen kön-
nen Berufswechsel mit Gewinnen einhergehen, während Be-
triebswechsel nun aufgrund einer eingeschränkteren Transfe-
rierbarkeit der akkumulierten Qualifikationen ein erhöhtes 
Verlustrisiko tragen. 

2.2 Die ostdeutsche push- und pull-Konstellation 
Dieser heuristische Rahmen, in dem push- und pull-Faktoren 
einer Umstrukturierungssituation und ihre Wirksamkeit aus 
dem Blickwinkel der institutionellen Rahmenbedingungen 
definiert werden und zur Erklärung individueller Mobilitäts-
prozesse auf dem Arbeitsmarkt herangezogen werden, soll im 

2 Für ein analoges Erklärungsmuster in Bezug auf die Vorverlegung des Ren-
tenalters siehe Esping-Andersen (1990). 

3 Dies stellt sicherlich nur eine Auswahl dar und beansprucht keine Vollstän-
digkeit. 

Folgenden auf die ostdeutsche Situation angewendet werden. 
In Übersicht l befindet sich eine tabellarische Zusammen-
fassung von wichtigen push- und pull-Faktoren, die im Zu-
sammenhang mit der Umstrukturierung des Beschäftigungs-
systems in Ostdeutschland nach 1988 entstanden sind, sowie 
eine Auswahl wichtiger institutioneller Rahmenbedingun-
gen.3 Zu Gunsten der Lesbarkeit wird auf eine vollständige 
Erklärung aller in dieser Übersicht präsentierten Wirkungs-
richtungen verzichtet, zum Teil sind sie selbsterklärend. 

 

Die Transformation vom Sozialismus zum Kapitalismus star-
tet per Definition mit dem Anspruch, vermehrt pull-Faktoren 
für individuelles Arbeitsmarktverhalten als wesentliche Be-
dingung wirtschaftlichen Wachstums zu installieren. Zu die-
sen pull- bzw. mobilitätsstimulierenden Faktoren auf dem 
ostdeutschen Arbeitsmarkt nach 1989 gehörten: 
• Die Meritokratisierung der Statuszuweisung, da die politi-
sche Determination von Karriereoptionen aufgehoben 
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(Geißler 1996; Solga 1997) und damit verhinderte Aufstiege 
zumindest potenziell entblockiert wurden. Wie Analysen zur 
DDR gezeigt haben (Solga 1995; Solga 2000), war das Leis-
tungsprinzip der DDR „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seiner Leistung“ stark politisiert. Insbesondere für den 
Zugang zu professionellen und Leitungstätigkeiten waren ne-
ben den Bildungsanstrengungen auch gesellschaftliches En-
gagement für den Staat (und die Partei) erforderlich. Die Ent-
politisierung dieser Positionen könnte neue Optionen und An-
reize für Wechsel in Leitungstätigkeiten und hochqualifizier-
te Angestelltenpositionen geboten haben. Die Kehrseite die-
ser neuen Optionen wäre allerdings die Verdrängung der ehe-
maligen Positionsbesitzer aus diesen Positionen und damit de-
ren Abstiege. Freie Vakanzen könnten sich allerdings auch 
ohne derartige Verdrängungsprozesse ergeben haben, da auf-
grund der Überalterung der oberen Dienstklasse der DDR 
(Czada 1994: 228; Solga 1997: 345) Positionen auch durch 
Übergänge in den (Vor-)Ruhestand frei wurden. Diese zu-
nehmend „leistungsgemäße“ Arbeitsmarktplatzierung spricht 
gegen Mobilitätsprozesse, die zu Tätigkeiten oberhalb des 
Qualifikationsniveaus der Beschäftigten führten. Insofern 
sollten Aufstiege nur dann stattgefunden haben, wenn die not-
wendige Qualifikation mitgebracht wurde. Ferner sollte eine 
Tätigkeit oberhalb des Qualifikationsniveaus der Beschäftig-
ten das Risiko erhöht haben, diesen Arbeitsplatz verlassen zu 
müssen. 

• Die Aufhebung der vorhandenen Lohnumkehrung für Fach-
arbeiter- und ungelernte Tätigkeiten: In der DDR waren un-
gelernte Tätigkeiten zum Teil besser bezahlt als qualifizierte 
Facharbeiterpositionen, zum einen um für diese Arbeitplätze 
angesichts des sehr geringen Anteils an Personen ohne Be-
rufsausbildung Arbeitskräfte zu finden, zum anderen um die 
damit verbundenen schweren und sehr unattraktiven Arbeits-
bedingungen zu kompensieren (Diewald/Solga 1996; Hui- 
nink et al. 1995). Die „Richtigstellung“ der Lohnhierarchie 
für diese beiden Berufspositionen nach 1989 könnte Anreiz 
zu Mobilität für jene Personen gewesen sein, die trotz eines 
vorhandenen Facharbeiterzertifikats in un- und angelernten 
Tätigkeiten gearbeitet haben. Damit würden zum Teil Bran-
chen-, Betriebs- und Berufswechsel einhergehen. Gleichfalls 
würden dadurch aber auch Abstiege und Wechsel bei all je-
nen Personen verursacht worden sein, die ohne Berufsab- 
schluss auf qualifizierten, da in der DDR schlechter bezahl-
ten Arbeitsplätzen beschäftigt waren. 

• Die Neuordnung der Branchenlöhne könnte Anreiz für ver-
mehrte Branchenwechsel (und damit zumeist auch Betriebs-
wechsel) gewesen sein, um für vorhandene berufliche Quali-
fikationen eine höhere materielle Vergütung zu erhalten. In 
der DDR hatten als strukturbestimmend definierte Industrie-
zweige eine Sonderstellung, die mit einer privilegierten Stel-
lung in der relativen Rangfolge der erzielbaren Branchenlöh-
ne (sowie anderer betrieblicher Vorteile wie Dienstwohnun-
gen, Betriebsferienheimen u.ä.) verbunden gewesen ist (Sol-
ga 1995; Goedicke 2000). Zu ihnen gehörten vor allem die 
Schwerindustrie, der Bergbau und die Energiewirtschaft. Die-
se Wirtschaftsbereiche haben nach der Wiedervereinigung 
ihre Sonderstellung und damit auch ihre privilegierte Stellung 

4 Ein Teil dieses Abbaus wurde durch die ostdeutschen Vorruhestandsrege- 
lungen abgefangen. 

5 Statistisches Bundesamt (1994; 1996a). 
6 Statistisches Bundesamt (1996b: 19, 21). 
7 Die folgenden Zahlenangaben basieren auf eigenen Berechnungen mit dem 

Sozio-Okonomischen Panel (SOEP) des DIW. Bei den Berechnungen wurde 
zwischen 83 Berufsgruppen, definiert über den 2-Steller der ISCO-Klas- 
sifikation, unterschieden. 

in der Lohnhierarchie verloren. Wenn die beruflichen Quali-
fikationen es zuließen, könnte dies für einen Teil der vormals 
in diesen strukturbestimmenden Branchen beschäftigten Per-
sonen (insbesondere für Beschäftigte im Verwaltungsbereich) 
Anlass zur Suche nach Arbeit in den nun besser bezahlten 
Branchen gewesen sein. 

• Die Möglichkeit der Gründung selbständiger (Klein-)Un- 
ternehmen (insbesondere im Bereich der privaten Dienstleis-
tungen) und damit neue Optionen für die Realisierung von 
Wünschen nach Autonomie und/oder Eigentum. 

Diese pull-Faktoren wurden aber durch eine Reihe wirt-
schaftsstruktureller push-Faktoren konterkariert. Dazu gehör-
ten: 

• die außerordentlich schnelle und umfassende Privatisierung 
der DDR-Staatsbetriebe sowie der damit einhergegangene Ar-
beitsplatzabbau. Bereits im Juli 1993 waren fast alle Treu-
hand-Betriebe privatisiert, rückübertragen, in Kommunalei-
gentum übergegangen oder liquidiert. Gemessen am Kapital-
stock wurde ein reichliches Drittel der Treuhand-Unterneh-
men bis 1994 geschlossen (Brücker 1995: 326). 17 Prozent 
der TH-Unternehmen und 35 Prozent der staatlichen Klein-
betriebe im Einzelhandel und Gaststättengewerbe wurden be-
reits bis Ende Juni 1991 liquidiert. Den Betriebsstilllegungen 
gingen meist Betriebsschrumpfungen voraus (Gerdes et al. 
1997). Ein Ergebnis des ostdeutschen Privatisierungsprozes-
ses war der massive Abbau von Arbeitsplätzen. Bereits Ende 
1992 existierten nur noch 55 Prozent der Arbeitsplätze von 
1989. Dieser Abbau wurde nicht durch die Entstehung neuer 
Arbeitsplätze kompensiert.4 Zwar waren 60 Prozent der ost-
deutschen Unternehmen, die Mitte 1996 existierten, Neu-
gründungen. Es entstanden allerdings Unternehmen mit einer 
erheblich kleineren Betriebsgröße als die liquidierten TH-Be- 
triebe und einem deutlichen Schwerpunkt auf den Dienstleis-
tungsbereich (Lutz 1997). Ferner ist zu betonen, dass die Un-
ternehmen, die durch Ostdeutsche gegründet wurden, viel-
fach eine „Alternativlösung“ zur Arbeitslosigkeit darstellten. 
Sie beschäftigten oftmals keine Mitarbeiter und verfugten 
über eine zumeist sehr schwache Eigenkapitalgrundlage 
(Hinz 1994). Von daher relativiert sich die oben in Aussicht 
gestellte pull- Wirkung der neuen Option von Selbständigkeit. 

• Ein weiterer push-Faktor ist die mit der Privatisierung ein-
hergegangene De-Industrialisierung Ostdeutschlands, durch 
die in breitem Umfang betriebliche und berufsfachliche Ar-
beitsmärkte in Frage gestellt wurden. Basierend auf früherer 
Forschung lässt dies Abwärtsspiralen für die betroffenen Be-
rufsgruppen erwarten (Tilly/Tilly 1998:226; Piore 1975; Sen- 
genberger 1987). Von 1989 bis 1996 sank der Anteil der Land- 
und Forstwirtschaft von 10 Prozent auf 3 Prozent, der des ver-
arbeitenden Gewerbes von 45 Prozent auf nur 34 Prozent.5 

Trotz der Gründung bzw. Expansion von Dienstleistungsun-
ternehmen war die Tertiärisierung der ostdeutschen Wirt-
schaftsstruktur vorwiegend das Ergebnis eines „Verschiebe-
prozesses“, der über die Ausgründung von Dienstleistungs-
bereichen aus den ehemaligen DDR-Betrieben und die 
Schließung von Industrieunternehmen erfolgte. Von daher 
stieg zwar der relative Anteil des Dienstleistungssektors auf 
ca. 60 Prozent im Jahr 1996; absolut waren jedoch auch hier 
die Beschäftigungszahlen leicht rückläufig. Nur in den Be-
reichen Verwaltung, Bildung, Gesundheitswesen und Versi-
cherungen gab es einen leichten Beschäftigungszuwachs (um 
insgesamt ca. 7 Prozent zwischen 1991 und 1995).6 

• Mit dieser De-Industrialisierung ging eine gravierende Ver-
änderung der beruflichen Struktur der Arbeitsplätze in Ost-
deutschland einher.7 56 von 83 aggregierten Berufsgruppen 
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(67 Prozent) erfuhren zwischen 1990 und 1996 eine absolute 
Größenreduzierung um mindestens 20 Prozent. Damit 
schrumpfte das Beschäftigungsvolumen in diesem Berufs-
gruppen absolut um ca. 3 Millionen und relativ von 70 Pro-
zent der Beschäftigten im Jahr 1990 auf 47 Prozent im Jahr 
1996. Bei nur 11 Berufsgruppen (17 Prozent) kam es zu ei-
ner absoluten Größenexpansion.8 Hier wuchs das Beschäfti-
gungsvolumen absolut um ca. 500.000 und relativ von 11 Pro-
zent 1990 auf ca. 27 Prozent 1996. Einen Bedeutungszuwachs 
erfuhren v.a. semi-professionelle medizinische Berufe (z.B. 
Krankenschwester), Verkaufs-, Versicherungs- sowie Baube-
rufe (auf Facharbeiter- und un-/angelerntem Niveau). Einen 
Bedeutungsverlust gab es hingegen für mittlere Aufsichts-
positionen in der Industrie (z.B. Werkmeister), Textilberufe, 
Maschinenbauer und Werkzeugmacher. Für Beschäftigte in 
schrumpfenden Berufsgruppen gab es daher zwei Alternati-
ven, wenn die berufliche Qualifikation nicht mehr nachge-
fragt wurde: entweder Berufswechsel oder Exklusion in Form 
von Arbeitslosigkeit. 

Inwieweit diese pull- und push-Faktoren ihre volle Wirksam-
keit entfalten konnten, wurde durch folgende institutionelle 
Rahmenbedingungen mitbestimmt: 

Push-reduzierend wirkte die Einbindung der neuen Bundes-
länder in die arbeitsrechtlichen Regelungen der alten Bun-
desrepublik – trotz der vergleichsweise schlechteren ostdeut-
schen Kündigungsschutzregelungen. Die Massenentlassuri-
gen aus TH-Unternehmen waren nach dem Kündigungs-
schutzgesetz im Regelfall sozialplanpflichtig. Damit blieb der 
im internationalen Vergleich eher geschlossene Charakter von 
Beschäftigungsverhältnissen in Ostdeutschland erhalten. 
Dies führte vor allem in größeren Industriebetrieben, in öf-
fentlichen Betrieben, im Bildungswesen und in der Land-
wirtschaft zu eher binnenorientierten Personalstrategien 
(Lutz 1996). In besonderem Maße gilt das für den öffentli-
chen Dienst mit seiner Übernahmeregelung, wodurch die Be-
schäftigungsaussichten der Beschäftigten in der staatlichen 
Verwaltung eindeutig privilegiert wurden. Die intern orien-
tierten Qualifikations- und Rekrutierungsstrategien senkten 
zwar Entlassungsrisiken für die in diesen Bereichen bereits 
Beschäftigten, gleichfalls wurden jedoch Neuzugänge er-
schwert.9 Im ostdeutschen verarbeitenden Gewerbe haben der 
notwendige Personalabbau und der ausbleibende Ersatzbe-
darfzeitweise zu einem sogenannten Beschäftigungsmorato-
rium geführt, in dem kaum Neueinstellungen stattfanden 
(Behr et al. 1999). Damit begrenzte die Einbindung Ost-
deutschlands in die arbeitsrechtlichen Regelungen der alten 
Bundesrepublik zugleich die Entfaltung der oben genannten 
pull-Faktoren. Dies würde für vermehrte innerbetriebliche 
Arbeitsplatzwechsel am Beginn der Umstrukturierung spre- 

8 Für Westdeutschland finden wir ein vollständig anderes Bild: 46 % der de-
finierten Berufsgruppen verzeichneten einen absoluten Größenzuwachs und 
nur 21 % eine Größenreduzierung zwischen 1990 und 1996. 

9 Analysen mit den Daten der Befragung von Treuhandunternehmen (Wahse 
et al. 1991: 5) haben gezeigt, dass das Personalmanagement von Treuhand- 
und Ex-Treuhand-Betrieben im Wesentlichen in Personalreduzierung und 
nur in geringem Umfang aus Neueinstellungen bestand (Schenk/Solga 1994: 
455, 462). 

10 Drei Viertel der Betriebe mit mehr als 100 Beschäftigten wurden an west-
deutsche und ausländische Investoren verkauft (Windolf 1996: 471). 

11 1998 waren in Ostdeutschland für die Hälfte der Beschäftigten die Löhne 
flächentariflich gebunden, in Westdeutschland galt dies für zwei Drittel der 
Beschäftigten (IAB 1999: 41). 

12 Dies scheint jedoch nicht nur ein ostdeutsches Phänomen zu sein, denn in 
einer englischen Untersuchung zeigen Gallie et al. (1998: 205), dass auch 
hier bei den Beschäftigten die , job security“ an erster und die Löhne an 6. 
Stelle in ihrer Wichtigkeit rangieren und „that the view held by economists 
that people are primarily income-maximizers is incorrect.“ 

chen, die nach dem Abschluss der betrieblichen Reorganisa-
tion seltener geworden sein dürften. Andererseits ist jedoch 
auch ableitbar, dass das Ausmaß an innerbetrieblicher Mobi-
lität nicht besonders hoch gewesen sein muss, da es sich bei 
der betrieblichen Reorganisation v.a. um einen Personalabbau 
gehandelt hat, der aufgrund der Meritokratisierung der Sta-
tuszuweisung „leistungs-“ bzw. qualifikationsgemäß stattge-
funden haben dürfte. 

Ferner schränkte die ostdeutsche Kurzarbeiterregelung die 
Wirksamkeit der push-Faktoren zumindest zeitweise ein. Sie 
entlastete den ostdeutschen Arbeitsmarkt bereits im Dezem-
ber 1990 um ca. l Million „potenzielle Arbeitssuchende“, am 
Ende dieser Regelung im Dezember 1991 betrug die Zahl der 
Kurzarbeiter/innen sogar 2 Millionen. In ähnlicher Weise fun-
gierte die besondere Kündigungsschutzregelung in der Me-
tall- und Elektroindustrie bis zu ihrem Auslaufen im Juni 1991 
als ein temporärer Puffer auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt. 
Dies gab einem Teil der Ostdeutschen Raum, Wechsel zu ver-
zögern (wenn eine neue Arbeitsstelle nicht in Aussicht war), 
implizierte jedoch auch eine Vielzahl von Wechseln nach dem 
Auslaufen dieser Regelungen. 

Pull-reduzierend – also anreizreduzierend – dürfte hingegen 
die Anerkennung der Gleichwertigkeit der DDR-Ausbil-
dungszertifikate mit § 37 des Einigungsvertrages gewesen 
sein. Diese Anerkennung ist eine förderliche, wenn auch nicht 
hinreichende Bedingung für die Beibehaltung der Verbindung 
von Ausbildung und ausgeübter Tätigkeit, sodass der Zugang 
zu Arbeitsplätzen mit höheren Löhnen und das Aufbrechen 
ehemaliger politischer Karriereblockaden wesentlich an das 
Vorhandensein eines entsprechenden Zertifikats gebunden 
blieb. Darüber hinaus ist in Rechnung zu stellen, dass selbst 
ohne diese Anerkennung der empirische Erfahrungshinter-
grund sowohl der ost- wie der westdeutschen Arbeitgeber10 

(Beck et al. 1978: 29f.; Solga/Konietzka 1999) dafür spricht, 
dass sie bei ihren Entlassungs- sowie Neueinstellungsent-
scheidungen auf die ihnen vertrauten Signale (wie z.B. Qua-
lifikation, aber auch Geschlecht oder Alter) zurückgegriffen 
haben (vgl. Signaling-Theorie bei Spence 1974; Stiglitz 1975; 
England 1994). Daraus lassen sich zwei Vermutungen ablei-
ten: Erstens, Ausbildungsabschlüsse und Berufserfahrungen 
waren weiterhin als Rekrutierungskriterien von Bedeutung. 
Zweitens, angesichts des Überangebots an Arbeitskräften gab 
es eine „Auswahl“ an arbeitsplatzsuchenden Personen für die 
Arbeitgeber im Hinblick auf die von ihnen bevorzugten Kri-
terien wie Qualifikation, Geschlecht und Alter (im Idealfall: 
jung, männlich und hoch qualifiziert). 

Schließlich sorgte eine relativ schnelle Bindung der Löhne in 
Ostdeutschland an Flächentarifverträge (wenn auch in gerin-
gerem Umfang als in Westdeutschland11) bzw. die ansonsten 
vorzufindende Zahlung von vornehmlich untertariflichen 
Löhnen für eine relativ geringe Lohnspreizung innerhalb von 
Berufs- und Qualifikationsgruppen. Dies spricht gegen eine 
starke Ausprägung rein materieller Wechselmotive und 
schränkt damit die Wirksamkeit der eingangs genannten ma-
teriellen pull-Faktoren ein. Zudem dürfte Beschäftigungssi-
cherheit in Ostdeutschland angesichts des Arbeitsplatzabbaus 
eine größere Rolle gespielt haben und noch spielen als po-
tenzielle Lohngewinne.12 

Aus der Gesamtschau dieser mit der Umstrukturierung des 
ostdeutschen Beschäftigungssystems einhergehenden Verän-
derungen und den sie strukturierenden institutionellen Rah-
menbedingungen lassen sich drei Hypothesen hinsichtlich der 
notwendigen Prozesse beruflicher Mobilität in Ostdeutsch-
land ableiten: 
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Hypothese l (Verdrängung): Die allgemeine Verknappung 
von Arbeitsplätzen in Ostdeutschland lässt einen massiven, 
kaskadenartigen Verdrängungsprozess von oben nach unten 
und eine überproportionale Ausgrenzung der unteren Quali-
fikationsgruppen erwarten. Da Vakanzen nach oben und 
selbst auf dem jeweils angestammten Statusniveau angesichts 
der oben dargestellten Bedingungen selten vorhanden waren, 
wurde von den Arbeitgebern das „höhere“ Rekrutierungspo-
tenzial und von den besser qualifizierten Personen der Spiel-
raum nach unten ausgenutzt. Die logische Konsequenz ist: Je 
niedriger die Qualifikation, umso weniger Optionen gab es, 
sich an die veränderten Nachfragebedingungen nach unten 
hin (in Form von Abstiegsoptionen) anzupassen, und umso 
höher war das Risiko, arbeitslos zu werden. 

Hypothese 2 (Risikodominanz): Dementsprechend ist ferner 
zu erwarten, dass die Mobilitätsprozesse auf dem ostdeut-
schen Arbeitsmarkt eher mit Ausgrenzung und Abstiegen als 
mit Aufstiegen verbunden gewesen sind und häufig mit Ver-
änderungen in der beruflichen Tätigkeit einhergingen. Damit 
wäre zugleich davon auszugehen, dass entgegen dem Ziel der 
Transformation, Marktanreize für Mobilitätsprozesse auf 
dem Arbeitsmarkt zu erhöhen, eher risikobehaftete Wechsel 
dominierten. 

Hypothese 3 (sektor- und berufsübergreifende Reichweite): 
Ferner legen insbesondere die push-Faktoren die Annahme 
nahe, dass sich die Mobilitätsprozesse nicht nur auf einzelne 
Sektoren, Betriebe oder Berufsgruppen beschränkten. Von 
daher ist nicht von selektiv begrenzten Konsequenzen der 
Umstrukturierung des ostdeutschen Beschäftigungssystems 
auszugehen. Selbst für Beschäftigte im Dienstleistungsbe-
reich und öffentlichen Dienst sollten Mobilitätsprozesse not-
wendig geworden sein. 

2.3 Gelegenheitsstrukturen im Zeitverlauf 
Die drei formulierten Hypothesen haben bisher einen eher 
statischen Charakter und unterstellen eine gleichbleibende 
Bedeutung der push- und pull-Faktoren für den gesamten 
Zeitraum der Umstrukturierung des ostdeutschen Beschäfti-
gungssystems. Eine nähere Betrachtung des Umstrukturie-
rungsprozesses macht jedoch deutlich, dass es zeitlich gese-
hen unterschiedliche push- und pull-Konstellationen berufli-
cher Mobilität nach 1989 gegeben hat. Ein Großteil der wirt-
schaftstrukturellen Veränderungen (wie z.B. Privatisierung, 
Betriebsneugründungen und Personalabbau) fand in der Zeit 
von 1990 bis Mitte 1992 statt. In der soziologischen Transfor-
mationsforschung hat sich für diesen Zeitraum der Begriff des 
Zeitfensters der günstigen Gelegenheiten von Burkart Lutz 
etabliert (Lutz 1996: 7, 134; Lutz 1997: 440; Diewald/Solga 
1997a: 187). Intragenerationale Mobilität auf dem ostdeut-
schen Arbeitsmarkt sollte demnach in diesem Zeitraum in be-
sonderem Maße forciert worden sein. Auf diesen Zeitraum 
waren zugleich auch viele „Entlastungsregelungen“ be-
schränkt (z.B. Kurzarbeit, besonderer Kündigungsschutz in 
der Metall- und Elektroindustrie, ostdeutsche Vorruhestands-
regelung). Insofern war es auch eine Periode, in der Immobi-
lität temporär unterstützt wurde, wodurch sich der Spielraum 

13 Mickler et al. (1996) favorisieren vier Phasen der wirtschaftlichen Um-
strukturierung, abgeleitet aus den Prozessen der betrieblichen Umstruktu-
rierung und dem jeweiligen Stand des Institutionentransfers. Der Vorteil der 
oben vorgeschlagenen 2-Perioden-Einteilung besteht vor allem darin, dass sie 
die Aufmerksamkeit auf einen wesentlichen Scheidepunkt in der ostdeutschen 
Arbeitsmarkttransformation lenkt. Zugleich reduziert sie die Komplexität 
dieses Prozesses und ermöglicht die empirische Untersuchung 
intragenerationaler Mobilitätsprozesse als Transmissionsriemen dieser 
strukturellen Veränderungen. 

für die „dennoch“ mobilen Personen vergrößert haben könn-
te. Mithin ist gleichfalls zu vermuten, dass im Zeitraum von 
1990 bis Mitte 1992 Aufstiege eher möglich waren als danach. 
Anders formuliert, Personen, die bereits bis Mitte 1992 mo-
bil gewesen sind oder sein mussten, könnten einen „first 
mover advantage“ gehabt haben, da die Strukturen und Seg-
mentationslinien des ostdeutschen Beschäftigungssystems in 
dieser Zeit vermutlich weniger klar definiert waren als nach 
Beendigung des Institutionentransfers und der betrieblichen 
Reorganisation. Damit könnten berufliche Neuorientierun-
gen eher möglich und erfolgreich gewesen sein. Im Unter-
schied dazu ist davon auszugehen, dass die Quantität der Mo-
bilitätsprozesse nach Mitte 1992 durch die wirtschaftliche 
Stagnation sowie die reduzierte betriebliche Reorganisation 
generell abgenommen hat, dass angesichts des fehlenden 
wirtschaftlichen Aufschwungs das Arbeitslosigkeitsproblem 
zugenommen hat und die Möglichkeit für Mobilitätsprozes-
se, die mit einer Verbesserung der Beschäftigungssituation 
einhergehen könnten (z.B. Aufstiege und direkte Betriebs-
wechsel), deutlich geringer wurde. Insofern ist von zwei Pe-
rioden auszugehen, einer ersten Periode von Januar 1990 bis 
Mitte 1992, in der vor allem die institutionellen Rahmenbe-
dingungen der Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft das 
Mobilitätsgeschehen bestimmten, und einer daran an-
schließenden zweiten Periode nach Mitte 1992, in der die 
wirtschaftliche Stagnation und z.T. Rezession bei einer Viel-
zahl der privatisierten und neugegründeten Betriebe den Cha-
rakter des Mobilitätsgeschehens prägten.13 

Die daraus folgenden dynamisierten Hypothesen lauten: 
Nach Mitte 1992 

• hat sich angesichts der weiteren Verknappung des Arbeits-
platzangebotes die qualifikatorische Scheidelinie im Ver-
drängungswettbewerb nach oben verschoben (Hypothese l *: 
akzentuierte Verdrängung); 

• hat sich das Verhältnis von Chancen und Risiken, die mit be-
ruflicher Mobilität verbunden gewesen sind, weiter in Rich-
tung Risiko verschoben (Hypothese 2*: zunehmende Risiko-
dominanz); 

• haben sich die Chancen- und Risikostrukturen der Beschäf-
tigten der unterschiedlichen Branchen, Betriebe und Berufe 
weiter einander angeglichen. Die Strukturkrise hat sich auch 
auf die in der 1. Periode noch vergleichsweise besser gestell-
ten Wirtschaftseinheiten ausgeweitet (Hypothese 3*: wach-
sende Reichweite). 

• Zusätzlich erlaubt die zeitlich differenzierte Betrachtung 
eine Hypothese über die Qualität und Quantität von Mobi-
litätsprozessen in den beiden Perioden. Die ungleichen insti-
tutionellen Rahmenbedingungen  sollten zu einer unter-
schiedlichen Gewichtung der einzelnen Mobilitätsprozesse in 
den beiden Perioden gefuhrt haben. Unter den Bedingungen 
der betrieblichen Reorganisation sollte es mehr Freiräume für 
direkte Betriebs- und innerbetriebliche Wechsel gegeben ha-
ben als die wirtschaftliche Stagnation der 2. Periode. Ande-
rerseits sollten Berufs- und Branchenwechsel angesichts der 
immer knapperen Arbeitsnachfrage auch in der 2. Periode 
eine bedeutende Rolle gespielt haben, da ein „erweiterter“ 
Aktionsradius bei der Arbeitsplatzsuche erforderlich blieb 
(Hypothese 4*: Periodenthese). 

• Im Hinblick auf die Konsequenzen der Arbeitsmarktplat-
zierung der 1. Periode lassen sich zwei konkurrierende Er-
wartungen formulieren. Zum einen könnte erwartet werden, 
dass Personen, die bereits in der 1. Periode mobil gewesen 
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sind, einen „first mover advantage“ gehabt haben (siehe 
oben). Zum anderen könnte sich auch zeigen, dass Mobilität 
und Immobilität in der l. Periode nicht zu gravierenden Un-
terschieden in den Erwerbschancen nach 1992 gefuhrt haben, 
da – wenn Hypothese 2* zutrifft – auch die Mobilität in 
der l. Periode bereits häufig mit einer beruflichen 
Verschlechterung verbunden gewesen ist (Hypothese 5*: 
Gab es einen „first mover advantage „?). 

3 Empirische Analysen zur Erwerbsmobilität im Trans-
formationsverlauf 
Diese Hypothesen sind Gegenstand der anschließenden em-
pirischen Analysen. Ihre Datengrundlage sind ca. 950 Le-
bensverlaufsinterviews mit ostdeutschen Männern und Frau-
en der Geburtskohorten 1939-41, 1951-53 und 1959-61. Die-
se Interviews wurden 1996/97 im Rahmen des Projekts 
„Ostdeutsche Lebensverläufe im Transformationsprozess“ 
am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung durchgeführt. 
Weitere Angaben zu den verwendeten Daten, Variablen und 
angewendeten Methoden sind im Anhang dieses Beitrages zu 
finden. 

3.1 Charakter der intraenerationalen Mobilität im Transfor-
mationsverlauf – Risikodominanz 
Mobilitätsprozesse werden durch eine veränderte Branchen-, 
Berufs- und Hierarchiestruktur der beruflichen Positionen 
hervorgerufen. Demzufolge betrachten wir im Folgenden, in-
wiefern die Umstrukturierung des ostdeutschen Beschäfti-
gungssystems von Branchenwechseln, Betriebswechseln, 
innerbetrieblichen Wechseln, Berufs- und Berufsfeldwech-
seln sowie von Auf- und Abstiegsmobilität oder lateraler Mo-
bilität14 begleitet gewesen ist und inwieweit diese Wechsel-
prozesse durch Übergänge in Arbeitslosigkeit15 und Wieder-
einstiege in Beschäftigung vermittelt wurden. Diese Mobi-
litätsarten stellen nicht immer distinkte Prozesse dar, sondern 
können zum Teil gleichzeitig stattfinden. So kann der Wech-
sel des Betriebes mit und ohne einen Berufswechsel verbun-
den sein, können Abstiege das Resultat von Branchen-
und/oder Berufswechseln sowie vorangegangener Arbeitslo-
sigkeit sein. Diese Kumulation von Mobilitätsprozessen ist 
vor allem eine Frage des Schicksals von Personen, hier der 
ostdeutschen Männer und Frauen. Für die Frage der Um-
strukturierung des ostdeutschen Beschäftigungssystems 
spielt sie keine gravierende Rolle. Hier ist entscheidender, 
welche Arten von Arbeitsmarktmobilität für den Umbau not-
wendig gewesen sind und welche Gewichtung diese Arten im 
Gesamtmobilitätsgeschehen hatten. In den Analysen wird al-
lerdings beides berücksichtigt, wobei der Schwerpunkt auf 
der Gewichtung liegt. 

14 Laterale Wechsel sind Arbeitsplatzwechsel, die auf dem gleichen Statusniveau 
erfolgen, die weder mit einem Auf- noch mit einem Abstieg verbunden 
sind. 

15 Hier werden in der Tat nur Wechsel in Arbeitslosigkeit betrachtet. Andere 
Formen der Erwerbsunterbrechung – wie Erziehungsurlaub, Wehrdienst, 
Studium u.ä., aber auch das Ausscheiden als „Hausfrau“ – kamen für die 
drei hier untersuchten Geburtskohorten so gut wie nicht vor. 

16 Die Definition der Risikogruppe für die einzelnen Mobilitätstypen befindet 
sich in Abbildung 2 und im methodischen Anhang dieses Beitrages. 

17 Die Berechnung dieser Übergangsraten wurde zwar für alle untersuchten 
Mobilitätstypen vorgenommen, jedoch hier aus Platzgründen nicht dargestellt 
(ausführlich siehe Diewald 1999). 

18 Da es sich bei diesen Übergangsraten nicht um eine Bestandsentwicklung 
handelt, ist diese Erhöhung nicht dem Artefakt einer Rechtszensierung, sondern 
in der Tat einer Verschlechterung der Beschäftigungsbedingungen geschuldet. 

Um das gesamte Ausmaß an intragenerationaler Mobilität und 
das Muster ihrer zeitlichen Intensität im Zuge der Umstruk-
turierung einschätzen zu können, reicht es nicht aus, nur die 
mobilen Personen zu betrachten. Eine Minderheit der Perso-
nen kann mobil sein, während die Mehrheit auf ihren ange-
stammten Arbeitsplätzen verbleibt. Nichtsdestotrotz kann es 
ein erhebliches Mobilitätsgeschehen auf dem Arbeitsmarkt 
geben, wenn die Minderheit häufig wechselt. Ferner können 
sich die Zeiträume der Betrachtung unterscheiden, sodass 
eine höhere Mobilitätsintensität in einer länger andauernden 
Phase nichtsdestotrotz ein geringeres Ausmaß an Mobilität 
bedeuten könnte als der geringere Prozentsatz in einer kürze-
ren Phase. Deshalb ist es notwendig, für diese Mobilitätstypen 
die Anzahl der entsprechenden Mobilitätsereignisse zu 
berücksichtigen und für den Vergleich von Perioden mit un-
terschiedlicher Länge die jeweilige Mobilitätsintensität pro 
Monat zu berechnen. Diese monatlichen Anteile stellen Über-
gangsraten dar. Sie bilden den Übergang von einem Zustand 
in einen anderen Zustand im jeweils betrachteten Monat ab 
(d.h. Neuzugänge) und widerspiegeln daher nicht eine Be-
standsentwicklung (z.B. an Arbeitslosen). Zur Berechnung 
dieser Übergangsraten wird die Anzahl der Personen, für die 
das untersuchte Mobilitätsereignis in einem gegebenen Mo-
nat eingetreten ist, durch die Gesamtzahl der Personen, die in 
diesem Monat zur Risikogruppe gehören, dividiert.16 

Das Ergebnis ist in Abbildung l für drei ausgewählte17 Mobi-
litätstypen zu sehen: Übergang in Arbeitslosigkeit, Berufs-
wechsel und direkte Betriebswechsel. Die drei dargestellten 
Kurven repräsentieren die typischen Muster, die wir für die 
Übergangsraten der 10 untersuchten Mobilitätstypen vorge-
funden haben: (1) eine abnehmende Mobilitätsintensität mit 
Ende der l. Periode (repräsentiert durch die Kurve der direk-
ten Betriebswechsel und gleichfalls vorhanden für innerbe-
triebliche Wechsel, Auf- und Abstiegsmobilität), (2) eine 
gleichbleibende Mobilitätsintensität zwischen 1990 und 1996 
(repräsentiert durch die Kurve der Berufswechsel und gleich-
falls vorhanden für Berufsfeld- und Branchenwechsel, laterale 
Mobilität und Wiedereinstiege) und (3) eine zunehmende 
Mobilitätsintensität, die – wenn auch relativ schwach ausge-
prägt – allein für Übergänge in Arbeitslosigkeit zu beobach-
ten ist.18 

Diese unterschiedlichen Kurvenverläufe können mit Hilfe ei-
ner aggregierten Darstellung eingefangen werden. Es handelt 
sich dabei um durchschnittliche monatliche Raten für die bei-
den Zeitperioden (7. Periode: Januar 1990 bis Juni 1992; 2. 
Periode: Juli 1992 bis März 1996). Sie sind in Abbildung 2 
ausgewiesen. Die Interpretation dieser durchschnittlichen Ra-
ten lautet folgendermaßen: Der Wert 0.012 für direkte Be-
triebswechsel bedeutet, dass in der 1. Periode (im Durch-
schnitt) für ungefähr l Prozent der Beschäftigten zum Zeit-
punkt t-1 im darauffolgenden Monat ein direkter Betriebs-
wechsel stattfand. In der 2. Periode waren es nur halb so vie-
le Personen (0.005). Anders formuliert, in jedem Monat in der 
1. Periode haben von 10.000 beschäftigten Personen im 
Durchschnitt 100 Personen direkt in einen anderen Betrieb ge-
wechselt. In der 2. Periode waren es pro Monat 50 Personen 
von 10.000 Beschäftigten. 

Welche ersten Schlussfolgerungen lassen sich aus diesen 
Übergangsraten ziehen? Beide Abbildungen signalisieren 
deutlich, dass wir es mit zwei unterschiedlichen Perioden in 
Bezug auf die Mobilitätsaktivitäten der Ostdeutschen im 
Transformationsprozess zu tun haben. Die Berechnung der 
Übergangsraten für die 10 untersuchten Mobilitätsarten (wie 
exemplarisch in Abbildung l dargestellt) zeigt, dass für alle 
Mobilitätsarten die Raten zwischen 1989 und Oktober 1990 
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sehr schnell angestiegen sind, danach jedoch die Kurvenver-
läufe für die unterschiedlichen Arten sehr verschieden waren. 
Gravierende Unterschiede gab es vor allem bei den direkten 
Betriebswechseln, den innerbetrieblichen Wechseln sowie 
den Aufstiegen (s. Abbildung 2). Hier waren die Raten in der 
1. Periode doppelt so hoch wie die Raten nach Mitte 1992. 
Diese höheren Raten für eher vorteilhafte Mobilitätsereignisse 
weisen darauf hin, dass der Optionsrahmen in der Zeit der 
betrieblichen Reorganisation bis Mitte 1992 und unter den 
Bedingungen der genannten „Entlastungs“-regelungen 
größer war als in der Zeit nach Mitte 1992 – wobei innerbe-
triebliche Wechsel im Vergleich zu direkten Betriebswechseln 
eine eher untergeordnete Rolle gespielt zu haben scheinen.19 

Diese Befunde sprechen zunächst für die These eines Zeit-
fensters günstigerer Gelegenheiten bis Mitte 1992. 

Andererseits ist in Rechnung zu stellen, dass Aufstiege in der 
1. Periode zwar öfter stattgefunden haben als in der 2. Peri-
ode. Doch selbst in der l. Periode haben sie die geringste Rate 
von den hier untersuchten Mobilitätstypen. Ferner ist zu be-
achten, dass auch in der ersten Periode das Abstiegsrisiko 
deutlich höher war als die Aufstiegschancen, und das Ar-
beitslosigkeitsrisiko bereits auf hohem Niveau und nicht we-
sentlich geringer war als nach Mitte 1992. Zugleich wider-
spiegeln die deutlich niedrigeren durchschnittlichen Raten für 
direkte Betriebswechsel (0.012 und 0.005) im Vergleich zu in-
direkten Betriebswechseln (repräsentiert durch die Wieder-
einstiege mit 0.05 und 0.045) – und zwar sowohl in der 1. als 
auch in der 2. Periode -, dass beim Umbau der ostdeutschen 
Wirtschaft häufig Entlassungen der Anlass für Mobilität wa-
ren. 

19 Dies kann jedoch auch z.T. einem Messproblem geschuldet sein, da Personen 
wohl zuverlässiger zwischen- als innerbetriebliche Wechsel in ihren Er-
werbsgeschichten berichten. Innerbetriebliche Wechsel werden eventuell nur 
dann erwähnt, wenn sie mit Veränderungen in der beruflichen Tätigkeit, der 
Statusposition oder dem Einkommen einhergingen. Insofern werden sie mit 
unseren Daten eventuell unterschätzt. Andererseits zeigt ein Vergleich der 
Anzahl der berichteten innerbetrieblichen Wechsel für die Zeit vor und nach 
1989 deutliche Unterschiede (siehe Fußnote 21), sodass die geringere 
Häufigkeit an innerbetrieblichen Wechseln nach 1989 im Vergleich zu Be-
triebswechseln nicht nur auf ein technisches Artefakt zurückzufuhren ist. 

Von denen, die ihren Betrieb, in dem sie 1989 beschäftigt wa-
ren, verließen, erlebte mehr als die Hälfte zunächst eine Er-
werbsunterbrechung, wobei jede/r Zweite von ihnen bis 1996 
keine neue Beschäftigung fand. Diese Wechsel erfolgten 
überwiegend unfreiwillig: 90 Prozent der Entlassungen in 
Nichterwerbstätigkeit wurden von den Befragten auf Be-
triebs- oder Abteilungsschließungen, Auftragsmangel oder 
betriebliche Reorganisation zurückgeführt. Familienbezoge-
ne Gründe, Krankheiten oder der Wunsch nach veränderten 
Arbeitsinhalten wurden dagegen so gut wie nicht genannt. 
Doch selbst von den Personen, denen ein direkter Betriebs-
wechsel gelang, gaben 35 Prozent an, dass dieser Wechsel un-
freiwillig erfolgt sei. Dafür, dass auch bei den übrigen 65 Pro-
zent die Wechsel eher unfreiwilligen Charakter tragen (z.B. 
um dem Verlust ihres Arbeitsplatzes zuvorzukommen), 
spricht, dass nur die Hälfte der neu aufgenommenen Be-
schäftigungsverhältnisse subjektiv als Verbesserung betrach-
tet wurde. 

Darüber hinaus gingen insbesondere Betriebswechsel ohne 
eine direkte Anschlussbeschäftigung mit einem erhöhten Ri-
siko eines Berufswechsels und/oder beruflichen Abstiegs ein-
her (s. Abbildung 3). Betriebswechsel, die nach einer Er-
werbsunterbrechung erfolgten, waren weit häufiger mit einem 
Berufswechsel verbunden als direkte Betriebswechsel. Ein 
Drittel der Betriebswechsel nach einer Erwerbsunterbrechung 
ging mit beruflichen Abstiegen einher. Darüber hinaus waren 
Aufstiege erheblich seltener. Auch direkte Betriebswechsel 
trugen gerade in der l. Periode (in der sie vermehrt stattge-
funden haben) ein hohes Abstiegsrisiko und waren sowohl vor 
als auch nach 1992 häufiger mit einem Abstieg als einem Auf-
stieg in der beruflichen Statushierarchie verbunden. Die ab-
nehmende vertikale und berufliche Mobilität in der 2. Peri-
ode bei den direkten wie indirekten Betriebswechseln resul-
tierte z.T. aus einem Selektionsprozess. Zu den Personen, de-
nen es unter den stagnierenden Bedingungen der 2. Periode 
überhaupt gelang, eine neue Beschäftigung zu finden, waren 
vor allem Personen mit vorteilhafteren Merkmalen (wie Alter 
und Qualifikation), die für die zu besetzenden Stellen die ent-
sprechenden Qualifikationen mitbrachten. 
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Zusammen zeigen diese Befunde, dass selbst in der l. Perio-
de eher die Risiken als die Chancen, die mit einem Arbeits-
platzwechsel verbunden waren, dominierten (Hypothese 2*). 
Insofern hat die These eines Fensters der günstigen Gelegen-
heiten zumindest einen ambivalenten Beigeschmack. Genährt 
wird diese Ambivalenz noch dadurch, dass Personen, die bis 
(mindestens) Mitte 1992 in ihrem „alten DDR-Betrieb“ blie-
ben, in der 2. Periode nicht öfter arbeitslos wurden als jene 
Personen, die bis Mitte 1992 mindestens einen direkten Be-
triebswechsel bewerkstelligen konnten. Von den „Unbewegli-
chen“ waren 25 Prozent in der 2. Periode arbeitslos, von den 
„Beweglichen“ 21 Prozent (Hypothese 5*).20 

Die Befunde in Abbildung 2 verdeutlichen außerdem, dass es 
auch Mobilitätsprozesse gab, die in beiden Perioden glei-
chermaßen vorzufinden waren. Für Berufs- und Berufsfeld-
wechsel sowie laterale und Branchenwechsel finden sich kei-
ne markanten Veränderungen in den durchschnittlichen mo-
natlichen Übergangsraten (Hypothese 4*). Sie waren nicht 
mit der betrieblichen Reorganisation der l. Periode beendet, 
sondern ein erhöhtes Maß an beruflicher Mobilität – insbe-
sondere da sie vermehrt über Arbeitslosigkeit zu erfolgen hat-
ten – wurde den Ostdeutschen auch in der 2. Periode abver-
langt.21 

In einer ersten Bilanz dieses Mobilitätsgeschehens ist festzu-
halten, dass Mobilität eher mit Risiken als mit Chancen für 
berufliche Verbesserungen verbunden war. Aufstiege waren 
weit seltener als Abstiege, direkte Betriebswechsel waren sel-
tener als Betriebswechsel, die nach einer Arbeitslosigkeit er-
folgten. Dies gilt sowohl für die 1. als auch die 2. Periode, je-
doch weit prononcierter für die Zeit nach Mitte 1992 (vgl. Hy-
pothese 2*: zunehmende Risikodominanz). Ferner ist hervor-
zuheben, dass durch die Mobilitätsaktivitäten in der l. Peri-
ode keine festgeschriebene Inklusion und Exklusion auf dem 
ostdeutschen Arbeitsmarkt derart stattgefunden hat, dass sich 
all jene, die bis Mitte 1992 von Arbeitslosigkeit verschont 
geblieben sind, bereits auf der „sicheren Seite“ befunden ha-
ben. 

20 Auch in Bezug auf Mehrfacharbeitslosigkeit unterscheiden sich diese beiden 
Gruppen nicht. Knapp 7 % der „Unbeweglichen“ und gut 5 % der „Be-
weglichen“ wurden nach 1992 mehrfach arbeitslos. 

21 Zur Veranschaulichung des wirklich hohen Mobilitätsniveaus seien zwei 
Vergleiche angeführt. Ein Vergleich zu den Mobilitätsaktivitäten dieser Per-
sonen zu DDR-Zeiten zeigt, dass zwischen September 1983 und Dezember 
(also gleichfalls in einem Zeitraum von 75 Monaten) nur halb so viele 
Betriebswechsel stattfanden wie zwischen Januar 1990 und März 1996. 
Ferner erfolgten Arbeitsplatzwechsel nach 1989 weitaus seltener innerbe-
trieblich, sondern viel häufiger zwischenbetrieblich als vor 1989. Und dies, 
obgleich die befragten Personen nun älter waren und damit unter „normalen“ 
Bedingungen ihre Mobilitätsaktivitäten abgenommen hätten (Goedicke 
2000). Ein Vergleich mit Westdeutschland zeigt, dass im Zeitraum von 1990 
bis 1995 von den westdeutschen Beschäftigten nur 9 % abstiegen, 14 % den 
Betrieb und 29 % in ein neues Berufsfeld wechselten. Bei den ostdeutschen 
Beschäftigten waren es hingegen (in der gleichen Reihenfolge) 23 %; 29 % 
und 47 %. Insofern verwundert es nicht, dass in Westdeutschland 38 % der 
beschäftigten Personen im Jahr 1995 noch am selben Arbeitsplatz arbeiteten, in 
Ostdeutschland hingegen nur noch 19 % (Diewald/Mach/Solga 
2000: Tabelle l). 

22 Odds ratios gleich l (oder nicht signifikant) bedeuten, es gibt keinen Un-
terschied im Vergleich zur Referenzkategorie. Odds ratios größer als l be-
deuten, dass eine erhöhte Chance bzw. ein erhöhtes Risiko im Vergleich zur 
Referenzgruppe vorliegt. Odds ratios zwischen 0 und l bedeuten, dass eine 
geringere Chance bzw. ein geringeres Risiko im Vergleich zur Referenzgruppe 
vorliegt. 

23 Hierbei wurde auch für mögliche Interkorrelationen zwischen den Kovaria- 
blen geprüft. 

24 Für eine Darstellung und Diskussion der hier nicht erwähnten Ergebnisse 
siehe Diewald et al. (1999). 

3.2 Gab es einen „first mover advantage“? 

Um diese Interpretation zu bekräftigen, wird nun der Zusam-
menhang zwischen dem Mobilitätsgeschehen in der l. und der 
2. Periode untersucht. Dazu wurden für die 2. Periode dis-
crete-time logit Regressionen zu verschiedenen Mobilitätser-
eignissen (Übergang in Arbeitslosigkeit, Wiedereinstieg in 
Beschäftigung, Aufstieg, Abstieg, direkter Betriebswechsel 
ohne Statusverlust und Berufswechsel) geschätzt. In diesen 
Regressionsmodellen wurden – neben der Kontrolle struktu-
reller Bedingungen und individueller Handlungsressourcen -
die Effekte von Mobilitätsereignissen, die in der 1. Periode 
stattgefunden haben, geschätzt. Die in Tabelle l präsentierten 
Schätzergebnisse (odds ratios22) sind das Ergebnis einer 
schrittweisen Schätzprozedur.23 Die anderen im Modell ge-
schätzten Einflussgrößen werden als Kontrollvariablen be-
trachtet bzw. zum Teil im nächsten Abschnitt (3.3) diskutiert.24 

Zunächst zu den Auswirkungen von Arbeitslosigkeit und Wie-
dereinstiegen in der L Periode: Geglückte Wiedereinstiege 
bis Mitte 1992 erhöhten nicht die Wiedereinstiegschancen in 
der 2. Periode. Personen, die bereits bis Mitte 1992 arbeitslos 
geworden sind und einen Wiedereinstieg realisieren konnten, 
hatten ein deutlich höheres Risiko, in der 2. Periode erneut ar-
beitslos zu werden. Insofern scheint es nicht unbedingt nach-
teilig gewesen zu sein, wenn Arbeitslosigkeit bis Mitte 1992 
durch Kurzarbeit vermieden werden konnte. Personen, die 
erst am Ende der l. Periode arbeitslos wurden, erfuhren dann 
jedoch in erhöhtem Maße Veränderungen in ihren Berufsver-
läufen. Es zeigt sich, dass Personen mit einer „Dauer der letz-
ten Arbeitslosigkeit von 7-12 bzw. mehr als 12 Monaten“ in 
der zweiten Periode ein deutlich höheres Abstiegs- und Be-
rufswechselrisiko hatten als jene, die erst kurz oder nicht ar-
beitslos waren. Dafür stiegen sie jedoch häufiger auf (aller-
dings waren Aufstiege – wie oben dargestellt – insgesamt sel-
ten). Die signifikanten Werte für diese Arbeitslosigkeitser-
fahrung bezeugen ferner, dass berufliche Mobilität in Form 
von Auf- und Abstiegen sowie Berufswechseln vor allem eine 
Konsequenz von Arbeitslosigkeit und weniger von inner- und 
zwischenbetrieblichen Wechseln gewesen ist. 

Berufliche Mobilität in Form von Auf- und Abstiegen, Be-
triebs- und Berufswechseln in der L Periode zahlte sich teil-
weise aus. Personen, die in der 1. Periode einen Abstieg hin-
nahmen, wurden in der 2. Periode seltener arbeitslos. Zudem 
könnten sie häufiger direkte Betriebswechsel ohne Statusver-
lust und Aufstiege realisieren, sodass zumindest ein Teil der 
Abstiege der 1. Periode wieder revidiert werden konnte. Ein 
ähnliches Bild zeigt sich für Personen mit Aufstiegen bis Mitte 
1992. Auch sie wurden in der 2. Periode seltener arbeitslos, 
dafür stiegen sie jedoch häufiger ab. Letzteres weist darauf 
hin, dass auch hier einige Aufstiege wieder nach unten „kor-
rigiert“ wurden. Berufswechsel in der l. Periode wurden nicht 
mit einer höheren Chance des Verbleibens in Beschäftigung 
in der Zeit nach Mitte 1992 belohnt. Im Gegenteil: Jene, die 
ihren Beruf bereits bis Mitte 1992 wechselten, wurden in der 
2. Periode häufiger arbeitslos. Hierbei handelt es sich vor al-
lem um Berufswechsler/innen, die trotz des Berufswechsels 
in ihrer Statusgruppe verbleiben konnten. Ihre Platzierung 
war demzufolge noch nicht so gefestigt, da sie weder den 
„Preis“ des Abstiegs bezahlt hatten (und somit der erhöhten 
Konkurrenz mit entsprechend qualifizierten Personen ausge-
setzt waren) noch aufgestiegen waren, wodurch sich die Band-
breite ihrer „Rückfallpositionen“ vergrößert hätte. Die einzi-
ge Gruppe, die durch ihre Mobilität wirklich „gewonnen“ hat 
– und insofern den Prototyp der „Zeitfenster“-These darstellt 
–, waren die vergleichsweise wenigen Personen, denen bis 
Mitte 1992 ein direkter Betriebswechsel (ohne Statusverlust) 
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gelungen ist. Mit diesen Wechseln waren sie eher in der Lage, 
in prosperierende Betriebe zu wechseln, sodass sie in der 2. 
Periode ein deutlich geringeres Arbeitslosigkeits- und Ab-
stiegsrisiko hatten. Auf Personenebene betrachtet, stellen die-
se erfolgreichen Personen 5 Prozent der Gesamtstichprobe 
dar.25 Zugleich darf nicht vergessen werden, dass diese erfolg-
reichen Wechsel zum Teil dadurch ermöglicht wurden, dass 
eine nicht unbedeutende Zahl von Ostdeutschen aufgrund 
staatlich initiierter „Entlastungsmaßnahmen“ nicht in die Ar-
beitsplatzsuche gedrängt wurde. 

Abschließend zu den Wiedereinstiegschancen in der 2. Peri-
ode: Diese wurden nicht durch die Mobilitätsgeschehnisse in 
der l. Periode strukturiert (keiner der Koeffizienten ist signi-
fikant). Wiedereinstiege erwiesen sich vielmehr generell als 
schwierig. Die einzigen strukturierenden Größen waren – in 
der für Westdeutschland und westeuropäische Länder be-
kannten Weise – die Dauer der Arbeitslosigkeit, das Ge-
schlecht und das Alter der Bewerber/innen (s. Tabelle 2). 

25 Dazu gehörten vergleichsweise oft junge Männer, die bis 1989 in der Land-
wirtschaft beschäftigt waren (insbesondere in den landwirtschaftsfernen Be-
rufen wie Maler, Maurer, Tischler); Ostdeutsche, die bereits zu DDR-Zeiten 
erfolgreiche Betriebswechsel hatten (über die sie ihr Einkommen 
und/oder ihre berufliche Stellung verbessern konnten), vor allem dann wenn 
sie zugleich über einen Hochschulabschluss verfugten. 

26 Dazu gehörten v.a. Beschäftigte der Landwirtschaft und des verarbeitenden 
Gewerbes sowie Personen, die bereits zu DDR-Zeiten zahlreiche Berufs-
wechsel hatten. 

Diese Befunde zusammenfassend ist festzuhalten: Mobilität 
bis Mitte 1992 erwies sich nur für jene Personen als vorteil-
haft, die direkte Betriebswechsel (also ohne Arbeitslosigkeits-
unterbrechung) mit gleichzeitigem Erhalt ihrer Statuseinord-
nung realisieren konnten. Andere Formen von beruflicher 
Mobilität in der l. Periode wurden jedoch nicht per se belohnt 
und Immobilität nicht unbedingt bestraft. Im Gegenteil: Ost-
deutsche, die bereits bis Mitte 1992 ihren Beruf gewechselt 
haben oder ihn wechseln mussten, wurden in der 2. Periode 
häufiger arbeitslos als Personen, die in der 1. Periode auf 
ihrem Arbeitsplatz verbleiben konnten.26 Auf der anderen Seite 
zeigt sich jedoch auch, dass sich berufliche Abstiege in der 1. 
Periode (um in Beschäftigung zu verbleiben oder zurück-
zukehren) durchaus in der 2. Periode auszahlen konnten. Sie 
sorgten für ein geringeres Arbeitslosigkeitsrisiko, eine höhere 
Chance von Betriebswechseln ohne (weiteren) Statusverlust 
und sogar eine höhere (wenn auch begrenzte) Aufstiegs-
chance. Ein weiteres Indiz dafür, dass die Chancen und Risi-
ken auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt nicht per se mit der 
Arbeitsmarktplatzierung in der l. Periode fixiert waren, ist, 
dass auch Aufstiege bis Mitte 1992 in der 2. Periode in Form 
eines erhöhten Abstiegsrisikos wieder umgekehrt werden 
konnten. Nahezu unveränderlich scheinen allerdings die Re-
sultate der l. Periode mit Blick auf die Ausgrenzung vom Ar-
beitsmarkt gewesen zu sein. Jene, die bereits bis Mitte 1992 
arbeitslos geworden sind, hatten – selbst wenn sie zwi-
schenzeitlich erneut beschäftigt waren und wieder entlassen 
wurden – in der Tat extrem schlechte Karten, unter den sich 
zunehmend verfestigenden Bedingungen der 2. Periode in Be- 
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schäftigung verbleiben zu können. Zu ihnen gehörten vor al-
lem Ungelernte; Personen, deren Erwerbsverläufe bereits in 
der DDR durch eine berufliche Diskontinuität gekennzeich-
net gewesen ist, und zwar insbesondere dann, wenn sie da-
durch auf Arbeitsplätzen beschäftigt waren, für die sie formal 
nicht ausreichend qualifiziert gewesen sind; sowie Beschäf-
tigte der Landwirtschaft und des verarbeitenden Gewerbes. In 
der 2. Periode wurden dann auch überproportional ältere Per-
sonen häufiger arbeitslos – wobei anzumerken ist, dass hier 
angesichts der Vorruhestandsregelung von Personen im Alter 
ab Mitte 40 die Rede ist. Dies bestätigt frühere Befunde, in 
denen wir bereits auf eine Dreiteilung der Beschäftigten im 
Verlauf der Umstrukturierung des ostdeutschen Beschäfti-
gungssystems hingewiesen haben (vgl. Diewald/Solga 1997a; 
Mayer et al. 1999): in Ausgegrenzte durch Langzeit- oder per-
forierte Arbeitslosigkeit; in Personen, die zwar in Beschäfti-
gung verbleiben konnten, aber gravierende Einschnitte in ihre 
Erwerbsverläufe in Bezug auf Beruf und Status erfahren ha-
ben, und in jene, deren Berufsverläufe nach der Wende eine 
vergleichsweise hohe Kontinuität aufwiesen bzw. die nach an-
fanglichen Diskontinuitäten letztlich ihren „alten“ Platz wie-
der einnehmen konnten und von langanhaltenden Status- oder 
Berufskapitalverlusten verschont blieben.27 Die hier vorge-
legten Befunde heben zusätzlich hervor, dass der Grundstein 
für diese Dreiteilung wesentlich bereits zu Beginn der Trans-
formation (d.h. in der 1. Periode) gelegt wurde. Bezogen auf 
die Kontinuität von Erwerbsverläufen können daher folgende 
Schlussfolgerungen gezogen werden: Erstens wurden An-
strengungen zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit in der l. Pe-
riode mit einer höheren Chance des Verbleibens in Beschäf-
tigung belohnt. Zweitens führte eine höhere Flexibilität auf 
dem Arbeitmarkt in Form von Ab- oder Aufstiegen gleichfalls 
zu einer höheren Chance des Verbleibens in Beschäftigung. 
Drittens wirkte sich das Verlassen des beruflichen Weges, ins-
besondere dann, wenn dies nicht mit einem Abstieg verbun-
den gewesen ist, später negativ in Form eines erhöhten Ar-
beitslosigkeitsrisikos aus.28 

Resümierend ist festzuhalten, dass Mobilität und Immobilität 
in der l. Periode nicht zu gravierenden Unterschieden in den 
Erwerbschancen nach 1992 geführt haben (Hypothese 5*). Da 
Erwerbsmobilität bereits in der 1. Periode bereits häufig mit 
einer beruflichen Verschlechterung verbunden gewesen ist, 
hatten einen „first mover advantage“ nur jene wenigen Per-
sonen, denen bis Mitte 1992 ein direkter Betriebswechsel 
(ohne Statusverlust) gelungen ist. Unter ihnen befanden sich 
vor allem jüngere, männliche und hochqualifizierte Ostdeut-
sche, deren Arbeitsplatzsuche bereits zu DDR-Zeiten ein 
höheres Maß an Eigeninitiative aufwies (Diewald et al. 1999). 

27 Wer von den Ostdeutschen von der Umstrukturierung z.B. in Form von Auf-
stiegen profitieren konnte, wer Abwärtsbewegungen und Diskontinuitäten 
im Erwerbsverlauf zu erfahren hatte und wer seine/ihre Erwerbskarriere fort-
setzen konnte, dies hing – wie bei den Arbeitslosen kurz erwähnt – maßgeblich 
von den Verwertungsmöglichkeiten der jeweils mitgebrachten Hand-
lungsressourcen ab. Einschnitte in Form von Abstiegen und Berufswechseln 
(2. Gruppe) hatten vor allem jene, deren Erwerbskarriere bereits zu DDR- 
Zeiten durch eine Vielzahl von Berufswechseln und damit durch eine geringere 
Berufsgebundenheit gekennzeichnet gewesen ist sowie ehemalige 
SED-Kader. Bei letzteren schien es der Preis für ein nicht signifikant höheres 
Arbeitslosigkeitsrisiko gewesen zu sein. Zur 3. Gruppe gehörten unter 
anderem hochqualifizierte Frauen, die im öffentlichen Dienst beschäftigt 
waren und sind, sowie generell überproportional die Beschäftigten der staat-
lichen Verwaltung der DDR und jene, die zu DDR-Zeiten bereits eine höhere 
Eigeninitiative bei der Arbeitsplatzsuche zeigten. Eine weitere Darstellung der 
diesbezüglichen Analysen würde den Rahmen dieses Beitrages 
sprengen. Von daher sei auf den Aufsatz von Diewald et al. (1999) verwiesen. 

28 Siehe im Modell „Arbeitslosigkeit“ den Effekt für Berufsfeldwechsel (bei 
gleichzeitiger Kontrolle von Abstiegen). 

3.3 Akzentuierte Verdrängung und wachsende Reichweite der 
Strukturkrise 

Das anhaltend hohe Niveau der Arbeitslosigkeit auch nach 
1992 deutet daraufhin, dass die personellen Umstrukturie-
rungsprozesse nicht auf die Zeit des schnellen Institutio-
nentransfers beschränkt waren. Im Folgenden werden empi-
rische Ergebnisse vorgestellt, die über die Reichweite dieser 
Strukturkrise (Hypothese 3*) und die vertikalen Verdrän-
gungsprozesse, die diese Umstrukturierung in Gang gesetzt 
hat, Auskunft geben (Hypothese l *). Dazu wurden sowohl für 
die l. als auch die 2. Periode discrete-time logit Regressionen 
zu verschiedenen Mobilitätsereignissen geschätzt. Die 
Schätzergebnisse sind in Tabelle 2 dargestellt. 

Ein Vergleich der Konstanten bestätigt zunächst die oben ge-
nannten Befunde zur Quantität und Qualität von Mobilitäts-
prozessen in Ostdeutschland. Das Arbeitslosigkeitsrisiko hat 
sich erhöht, Chancen für Aufstiege haben sich verringert, so-
dass „Mobilitätsresultate“ der l. Periode schwer zu korrigie-
ren waren. Insofern wurden die Mobilitätschancen für die 
Mehrzahl der Ostdeutschen nach Mitte 1992 eher restriktiver 
als offener. Dieses Gesamtbild widerspiegelt auch die Verall-
gemeinerung der Strukturkrise nach Mitte 1992 (Hypothese 
3*), wie im Folgenden dargestellt wird. 

Die Ergebnisse für die Wirtschaftsbereiche zeigen zunächst 
für die l. Periode die – allseits bekannte – herausgehobene 
Stellung des öffentlichen Sektors. Die Beschäftigten der an-
deren vier Wirtschaftsbereiche – selbst in den beiden Wirt-
schaftsbereichen Bau und private Dienstleistungen mit ihren 
vergleichsweise günstigeren Beschäftigungsentwicklungen -
wurden nicht nur deutlich öfter arbeitslos, sondern hatten 
auch ein unverkennbar höheres Abstiegs- und Berufswech-
selrisiko. Die Kehrseite dieser Stabilität bei den Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst ist, dass die Beschäftigten in den 
anderen Branchen deutlich häufiger aufstiegen und direkte 
Betriebswechsel realisieren konnten (wobei man natürlich 
fragen kann, wie schwer dies angesichts der Situation in Ost-
deutschland wiegt). Insofern könnte man für die 1. Periode 
eine teilweise segmentierte Strukturkrise konstatieren, die 
den öffentlichen Dienst in Bezug auf die Beschäfti-
gungschancen noch vergleichsweise schwächer erfasst hatte. 
Mit der Stagnationsphase (beginnend Mitte 1992) zeigt sich 
jedoch ein „Überschwappen“ dieser Strukturkrise auch auf 
den öffentlichen Dienst und somit eine Verallgemeinerung der 
Strukturkrise. Seine besondere Stellung ist in den Modellen 
für die 2. Periode abgebröckelt. Das Arbeitslosigkeitsrisiko 
hat sich nun auch für diesen Bereich deutlich erhöht (sichtbar 
durch den Anstieg der Konstanten von 0.0007 auf 0.002). Un-
terschiede zum Bereich der privaten Dienstleistungen sind 
nicht mehr feststellbar, und auch der Abstand zu den beson-
ders gebeutelten Wirtschaftsbereichen – zur Landwirtschaft 
und zum verarbeitenden Gewerbe – hat sich sichtbar redu-
ziert. Dies ist z.T. auch darauf zurückzuführen, dass die Sor-
tier- und Selektionsprozesse in diesen Bereichen mit Beendi-
gung der betrieblichen Reorganisation seltener wurden. 

Der Blick auf die Kurzarbeit in ostdeutschen Betrieben zeigt 
eindrucksvoll den push-dämmenden Erfolg dieser Entlas-
tungsmaßnahme. In der l. Periode, der Hochzeit des Einsat-
zes von Kurzarbeit, konnte dadurch in erheblichem Umfang 
berufliche Mobilität reduziert werden. Beschäftigte dieser 
Betriebe hatten ein signifikant geringeres Abstiegs- und Be-
rufswechselrisiko, aber auch deutlich geringere Mobilitätsra-
ten in Bezug auf Aufstiege und direkte Betriebswechsel. Ab 
1992, nach dem Auslaufen der ostdeutschen Sonderregelung 
für diese Maßnahme, zeigt sich eine deutliche Erhöhung des 
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Abstiegsrisikos. Dass sich die Beschäftigung in Betrieben mit 
Kurzarbeit (im Vergleich zu einem Betrieb ohne Kurzarbeit) 
jedoch weder in einem geringeren Arbeitslosigkeitsrisiko in 
der 1. Periode noch in einem erhöhten Risiko, in der 2. Peri-
ode arbeitslos zu werden, niederschlug, mag auf den ersten 
Blick contraintuitiv erscheinen. In diesem Befund widerspie-
geln sich wahrscheinlich zwei Sachverhalte, die mit zu den 
Intensionen dieser Maßnahme gehörten. Da Kurzarbeit v.a. 
dann zur Anwendung gekommen ist, wenn eine Belegschaft 
wenig Chancen für eine Beschäftigung in anderen Betrieben 
hatte und damit häufig in größeren Unternehmen mit massi-
ven betriebswirtschaftlichen Problemen vorzufinden war, hat 
sie anscheinend in der Tat dazu beigetragen, die Risiken der 
ostdeutschen Beschäftigten einander anzugleichen, ohne je-
doch die Beschäftigten in wirtschaftlich problematischen Be-
trieben unbedingt besser zu stellen. Zweitens hat der betrieb-
liche Rückgriff auf Kurzarbeit den Beschäftigten dieser Be-
triebe Zeit für berufliche Reorientierungen eingeräumt, so-
dass sie bei einer späteren Entlassung nicht schlechter gestellt 
waren als jene, die bereits in der 1. Periode mobil gewesen 
sind oder es sein mussten. Personen aus Kurzarbeitsbetrieben 
stiegen in der 2. Periode zwar häufiger ab, sie wurden jedoch 
nicht öfter arbeitslos. Man könnte auch sagen, dass ein Teil 
von ihnen die Abstiege quasi nachholte, die für andere bereits 
bis Mitte 1992 erfolgt waren. Diese Befunde weisen darauf 
hin, dass es, abgesehen von den Einflüssen der wirtschafts-
sektoralen Verortung von Betrieben (siehe Resultate vorher), 
auch auf der Betriebsebene zu einer Verallgemeinerung der 
Umstrukturierung gekommen ist. Die zahlreichen Großbe-
triebe mit Kurzarbeit haben diese Umstrukturierungen zum 
Teil auf die Zeit nach 1992 vertagt. 

Bleibt zu fragen, ob innerhalb der Betriebe und Wirtschafts-
bereiche die Beschäftigten mit unterschiedlichen Qualifikati-
onsressourcen19 gleichermaßen betroffen waren – und sich so-
mit auch hier eher eine allseitige Betroffenheit feststellen 
lässt. Generell zeigen die Ergebnisse eine hohe Bedeutung der 
Qualifikation. Zum ersten hatten bereits in der l. Periode Per-
sonen ohne eine abgeschlossene Berufsausbildung ein deut-
lich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko, wenn auch gleichfalls die 
höchsten Chancen für Wiedereinstiege in Beschäftigung. Fast 
banal ist der Befund, dass sie ein geringeres Abstiegsrisiko 
hatten, da sie bereits zum Großteil auf un- und angelernten 
Arbeitsplätzen beschäftigt waren oder aufgrund der Nichtan-
erkennung ihres Teilfacharbeiterabschlusses ihre Facharbei-
terarbeitsplätze durch Arbeitslosigkeit verloren. Zugleich wi-
derspiegelt sich in dem erhöhten Abstiegsrisiko für Personen, 
die über ihrer formalen Qualifikation beschäftigt waren, auch 

29 Leider konnten aufgrund der hohen Korrelation von Wirtschaftsbereich und 
Beruf nicht beide Variablen im Modell berücksichtigt werden. Die Ent-
scheidung zwischen Branche und Beruf fiel zu Gunsten der Branche aus, da 
schätztechnisch eine relativ grobe Berufsklassifikation notwendig gewesen 
wäre, die wiederum zu ungenau für eine berufssoziologische Interpretation 
gewesen wäre. Von daher erschienen uns die – gleichfalls groben – Bran-
chenklassen aussagekräftiger. Nur in den Modellen zu den Wiedereinstiegen 
haben wir statt der Branche den letzten Beruf favorisiert, da uns die beruflichen 
Kompetenzen gerade bei diesem Prozess relevanter als die Bran-
chenzugehörigkeit (vor der Arbeitslosigkeit) erschienen. Die Überschneidung 
von Beruf bzw. Branche und Ausbildungsniveau ist nicht so problematisch, da 
innerhalb der definierten Berufsgruppen und Branchen eine ausreichende 
Variation hinsichtlich des Ausbildungsniveaus besteht. 

30 Die höheren Aufstiegschancen der Fachschulabsolvent/innen sind z.T. auf 
die Anerkennung ihrer Abschlüsse als Fachhochschulabschlüsse zurückzu-
führen. 

31 Im Modell wurde gleichfalls für den Einfluss vorangegangener Arbeitslosigkeit 
kontrolliert. Das Risiko eines Abstiegs bei Personen, die bereits arbeitslos 
gewesen sind, war dreimal so hoch wie bei bis dahin nicht arbeitslosen 
Personen. 

32 Berufliche Aufstiege vor allem in professionelle Tätigkeiten und höhere Lei-
tungspositionen wurden in dieser Zeit vor allem durch „westdeutsche Per-
sonalimporte“ blockiert (Solga 1997). 

ein Reallokationsprozess der ungelernten Personen von Fach-
arbeiter- auf unqualifizierte Arbeitsplätze (s. Abschnitt 2.2). 
Zweitens konnten Personen mit einem Fach- oder Hoch-
schulabschluss deutlich häufiger ohne Arbeitslosigkeit und 
ohne Statusverlust den Betrieb wechseln.30 Zugleich hatten sie 
jedoch ein höheres Abstiegsrisiko, insbesondere nach Ar-
beitslosigkeit31. Für die 2. Periode ist allerdings festzustellen, 
dass dieser Vorteil der höheren Qualifikationen deutlich ge-
ringer wurde. Zum einen hatten nun auch Personen mit Hoch-
und Fachschulabschluss keine besseren Betriebswechselop-
tionen mehr. Zum anderen hatten sie zwar immer noch ein 
deutlich geringeres Arbeitslosigkeitsrisiko als Personen ohne 
Abschluss und nun auch als jene mit Facharbeiter- und Be-
rufsfachschulabschluss, aber dennoch ist auch ihr Arbeits-
losigkeitsrisiko deutlich gestiegen (0.0007 im Vergleich zu 
0.002 x 0.48 bzw. 0.41 ≈ 0.001). Ferner ist festzuhalten, dass 
– nach der überdurchschnittlichen Ausgrenzung von Unge-
lernten bereits in der 1. Periode – in der 2. Periode nun auch 
Facharbeiter/Fachangestellte überdurchschnittlich von den 
beiden höheren Qualifikationsgruppen verdrängt wurden. 
Zusammen reflektieren diese Befunde zweierlei: wiederum 
eine Ausweitung der Strukturkrise auch auf höhere Qualifi-
kationsgruppen, bei einer gleichzeitigen Verstärkung der kas-
kadenartigen Verdrängung von oben nach unten (Hypothese 
l*). Darüber hinaus zeigen Analysen, dass dieser Verdrän-
gungsprozess in allen Wirtschaftsbereichen vorzufinden ist, 
jedoch am ausgeprägtesten im verarbeitendem Gewerbe war 
(Goedicke 2000). 

4 Zusammenfassung: Berufliche Mobilität in Zeiten 
erhöhten wirtschaftsstrukturellen Wandels 
Die Befunde zum Mobilitätsgeschehen haben gezeigt, dass 
die wirtschaftliche Umstrukturierung Ostdeutschlands kein 
linearer, sondern ein periodisch differenzierter Prozess mit 
unterschiedlichen Qualitäten und Quantitäten intrageneratio-
naler Arbeitsmarktmobilität gewesen ist. Für die l. Periode 
(Januar 1990 bis Mitte 1992) – den Zeitraum, der durch ein 
außergewöhnlich hohes Privatisierungsvolumen und beson-
ders tiefgreifende betriebliche Reorganisationsprozesse ge-
kennzeichnet gewesen ist – wurde nicht nur eine generell hö-
here Mobilitätsintensität, sondern auch eine erhöhte vertika-
le Mobilität (v.a. in Form von beruflichen Abstiegen32 sowie 
eine besondere Rolle der Betriebswechsel festgestellt. Es 
kann davon ausgegangen werden, dass die Zahl der Wechsel, 
insbesondere der beruflichen Abstiege und der Übergänge in 
Arbeitslosigkeit, in diesem Zeitraum ohne die arbeitsmarkt-
politischen Interventionen der „Mobilitätsdämpfung“ (wie 
Kurzarbeit, die sogenannten Mega-ABM u.ä.) noch größer 
gewesen wäre. Aber auch in der 2. Periode (ab Mitte 1992) 
gab es zahlreiche Mobilitätsprozesse, wobei nun eher latera-
le Wechsel, Branchen- und Berufswechsel eine prominente 
Rolle spielten und direkte Betriebswechsel, denen in der l. 
Periode eine besondere Relevanz zukam, nun an Einfluss ver-
loren haben. Insofern hat sich die relative Bedeutung der ein-
zelnen Mobilitätsarten aufgrund der unterschiedlichen insti-
tutionellen Rahmenbedingungen verändert. Als eine beson-
dere Periode der ostdeutschen Transformation des Beschäfti-
gungssystems ist somit nicht nur das „Zeitfenster“ von 1990 
bis Mitte 1992, sondern auch die Periode nach Mitte 1992 zu 
charakterisieren (Hypothese 4*). Von daher ist es wohl sinn-
voll von einer Treuhand- bzw. Abwicklungsphase im Gegen-
satz zu einer anschließenden marktwirtschaftlichen Periode 
der ostdeutschen Arbeitsmarkttransformation zu sprechen, 
um für beide Perioden die institutionelle Prägung des Mobi-
litätsgeschehens herauszustellen. 
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Abgesehen von dieser terminologischen und inhaltlichen Prä-
zisierung der Periodisierung, gibt es dennoch – bezogen auf 
die Vorteilhaftigkeit von Mobilität in der l. Periode (von 1990 
bis Mitte 1992) – den Prototyp des Lutzschen Zeitfensters der 
günstigen Gelegenheiten: Es waren jene Ostdeutsche, denen 
ein direkter Betriebswechsel ohne Statusverlust gelang, wo-
durch sie sich in der Folge in einer deutlich günstigeren und 
sichereren Beschäftigungssituation befanden. Angesichts des 
Gesamtbildes der Konsequenzen von Mobilität und Immobi-
lität in der l. Periode zeigt sich jedoch, dass es neben dieser 
Gruppe auch eine Gruppe vergleichbarer Größe gegeben hat, 
nämlich jener Personen, die bereits bis Mitte 1992 arbeitslos 
geworden sind. Ferner wird deutlich, dass zunächst immobi-
le Personen – und zwar nicht nur Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes, sondern auch Beschäftigte in Betrieben mit 
Kurzarbeit – in der Zeit nach 1992 kein erhöhtes Arbeitslo-
sigkeitsrisiko zu tragen hatten (Hypothese 5*). 

Im Hinblick auf die Reichweite der Umstrukturierung des ost-
deutschen Beschäftigungssystems (Hypothese 3*) konnte un-
sere Hypothese bekräftigt werden. Auf dem ostdeutschen Ar-
beitsmarkt haben wir es weder mit einer kurzfristigen Anpas-
sungskrise noch einer segmentär eingegrenzten Strukturkrise 
zu tun. Vielmehr signalisieren unsere Befunde eine umfas-
sende Strukturkrise, von der selbst der öffentliche Dienst 
nicht ausgenommen blieb. Ein Resultat dieser Strukturkrise 
ist ein erhöhter und im Zeitverlauf zunehmender Verdrän-
gungswettbewerb mit kaskadenartiger Gestalt (Hypothese 
l*). Die fehlenden aufwärtsgerichteten und lateralen Mobi-
litätswege führten zu einer Verdrängung von oben nach unten, 
von der kein Wirtschaftsbereich verschont geblieben ist. 

Ungeachtet dieser Periodisierung des Umstrukturierungspro-
zesses ist für die gesamte Zeit seit 1989 ein Übergewicht von 
push-Faktoren und eine sehr begrenzten Wirksamkeit von 
pull-Faktoren zu konstatieren. Auch in der Zeit bis Mitte 1992 
überwogen die Risiken in Bezug auf das Verbleiben bzw. 
Rückkehren in Beschäftigung. Gemeinsam mit dem Arbeits-
losigkeitsrisiko dominierten vertikale Abwärtsbewegungen, 
während Aufstiege und direkte Betriebswechsel seltener wur-
den (Hypothese 2*). Dies ist im Wesentlichen der Tatsache 
geschuldet, dass die Mobilität der Ostdeutschen durch be-
triebsbedingte Entlassungen von abhängig Beschäftigten ver-
ursacht wurde. Ihre Versuche, die Erwerbsbiografie fortzu-
setzen, wurden durch den ausbleibenden Aufschwung der Ar-
beitskräftenachfrage erschwert. 

Darüber hinaus zeigen die Befunde, dass trotz dieser Turbu-
lenzen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt der Einfluss frühe-
rer Mobilitätsereignisse auf den späteren Berufsverlauf in der 
Regel nicht in Frage gestellt wurde. Dieser Zusammenhang 
wurde nur dadurch teilweise verletzt, dass Auf- und Ab-
stiegserfahrungen nicht zwangsläufig zu andauernden Auf-
bzw. Abwärtsbewegungen führten. Sowohl Auf- als auch Ab-
stiege der l. Periode konnten anschließend teilweise in die je-
weils „richtige Richtung“ korrigiert werden, sodass das indi-
viduelle Qualifikations- und das Arbeitsplatzniveau wieder 
übereinstimmten. Nicht zuletzt dadurch ist eine individuelle 
Pfadabhängigkeit trotz Systemumbruchs nicht zu leugnen: 
Erstens bestimmten die Erwerbsverläufe vor 1989 die Be-
schäftigungschancen und damit die Erwerbsverläufe nach 
1989 (Diewald et al. 1999), und zweitens beeinflusste das Er-
werbsschicksal direkt nach 1989 die Erwerbschancen im spä-
teren Transformationsverlauf. Die Konsequenz dieses Mobi- 

33 Diese wurden zwar sicherlich dadurch erträglicher, dass mit Hilfe riesiger 
finanzieller Transfers von West- nach Ostdeutschland trotz schwacher Wirt-
schaftsentwicklung die materielle Situation erheblich verbessert wurde. 

litätsgeschehens für die ostdeutsche Struktur sozialer Un-
gleichheit ist: Die Umstrukturierung des ostdeutschen Be-
schäftigungssystems führte nicht zu einer grundlegenden 
Umkehrung der ostdeutschen Ungleichheitsstruktur vor 1989 
(Mayer 1999). Vielmehr blieben jene, die sich zu DDR-Zei-
ten am oberen Ende befunden haben, relativ gesehen oben -
wenn auch tiefer als zu DDR-Zeiten – (vgl. Solga 1997), und 
jene, die sich am unteren Ende befunden haben, relativ gese-
hen unten, wobei gerade sie heute zusätzlich noch ein erhöh-
tes Arbeitslosigkeitsrisiko tragen. Damit wird jedoch nicht in 
Abrede gestellt, dass es auch bei Angehörigen der oberen So-
zialpositionen teilweise zu dramatischen Abwärtsspiralen ge-
kommen ist. 

Die Spielräume für individuelles Streben – blockierte Kar-
rieren zu „entblockieren“ bzw. „staatlich gelenkte“ Berufs-
pfade in die gewünschte Richtung zu lenken – waren aufgrund 
der allgegenwärtigen Risiken außerordentlich gering. Der 
Raum für strategische Überlegungen war äußerst begrenzt, 
und wenn Entscheidungen fielen, dann verfolgten sie unter 
den gegebenen Bedingungen der ostdeutschen Wirt-
schaftstransformation wohl eher das Ziel, möglichst dort blei-
ben zu können, wo man 1989 war. Dies hört sich sehr passiv 
an. Doch vergessen werden darf nicht, dass es vielfältiger An-
strengungen bedurfte, um wenigstens das hergebrachte be-
rufliche Niveau halten zu können. 

Welche allgemeinen Lektionen in Bezug auf sozialen Wandel 
und intragenerationale Mobilität können von der ostdeut-
schen Transformation als „Wandel unter Extrembedingun-
gen“ – als „natürliches Großexperiment“ (Giesen/Leggewie 
1991) – gelernt werden? Erstens, Wandel vollzieht sich auf-
grund der Sequenzhaftigkeit von politischen Maßnahmen und 
der Eigenlogik sowie des Zeitbedarfs der Reorganisations-
prozesse von Betrieben in Schüben, mit denen quantitativ und 
qualitativ unterschiedliche Gelegenheitsstrukturen einherge-
hen. Erhöhte Mobilitätsintensität ist dabei jedoch nicht per se 
Ausdruck erhöhter Erfolgschancen. Letztlich entscheiden die 
vielfaltigen push- und pull-Faktoren sowie deren Interdepen-
denzen nicht nur über die Quantität, sondern auch über die 
Qualität beruflicher Mobilität. Zweitens zeigt der ostdeutsche 
Fall, dass trotz tiefgreifender Veränderungen der institutio-
nellen Rahmenbedingungen der für Westdeutschland und -eu-
ropa gut dokumentierte langfristige Einfluss von Arbeits-
marktmobilität auf den späteren Erwerbsverlauf (Blossfeld 
1989; Mayer 1987) nicht aufgehoben wird. Dies könnte dem 
an die deutsche Vereinigung gebundenen Institutionentrans-
fer geschuldet sein, sodass unser Ergebnis zunächst auf Si-
tuationen mit einer starken institutionellen Strukturierung 
von Wandlungsprozessen zu begrenzen wäre. Inwieweit sich 
für andere Transformationsländer, in denen eine solche Si-
tuation wohl weit weniger gegeben ist, ein gleiches Resultat 
finden lässt, wäre Aufgabe weiterer Untersuchungen. Ande-
rerseits ist dieser Befund jedoch nur teilweise an die ostdeut-
schen Besonderheiten gebunden, da unsere Befunde glei-
chermaßen zeigen, dass die westdeutschen Institutionen ja gar 
nicht ihre anvisierte Funktionsfahigkeit entfaltet haben (Die-
wald/Goedicke/Solga 2000). Als weiterer Hinweis für die 
Übertragbarkeit dieses ostdeutschen Befundes dient ein kur-
zer Vergleich zum polnischen Transformationsprozess (Die-
wald/Mach/Solga 2000). Während in Polen eher eine inklusi-
ons- und konsensorientierte Strategie der Umstrukturierung 
zu finden ist, für die allerdings in erheblichem Maße materi-
eller Verzicht geleistet wurde, kam es in Ostdeutschland zu 
umfangreicheren Exklusionen und beruflichen Statusverlus-
ten.33 In Polen waren z.B. 32 Prozent der Beschäftigten 1995 
noch auf dem gleichen Arbeitsplatz wie 1990 (in Ostdeutsch- 
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land 19 Prozent), nur 16 Prozent waren abgestiegen und 34 
Prozent hatten den Beruf gewechselt. In Ostdeutschland stie-
gen dagegen 23 Prozent der Beschäftigten zwischen 1990 und 
1995 ab und 47 Prozent wechselten in einen anderen Beruf 
(Diewald/Mach/Solga 2000: Tabelle 1). In Polen wiesen die 
Berufsverläufe angesichts der hier gewählten Transformati-
onsstrategie trotz der gleichfalls erheblichen Turbulenzen 
eine deutlich höhere Kontinuität auf als in Ostdeutschland. In-
sofern stellt der ostdeutsche Fall eher einen Extremfall dar -
und nicht, wie man aufgrund der institutionellen Inkorporati-
on (Mayer 1994) auch hätte vermuten können, eine „ge-
dämpftere“ Sondersituation. 
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Methodischer Anhang 
Datensatz 
Die Lebensverlaufsinterviews des Projekts „Lebensverläufe 
und historischer Wandel in der ehemaligen DDR“ und des 
Projekts „Ostdeutsche Lebensverläufe im Transformations-
prozess“ des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung 
(Berlin)34 enthalten Informationen zu unterschiedlichen Le-
bensbereichen wie z.B. Beschäftigung, Bildung, räumliche 
Mobilität, Haushaltsgründung und -Zusammensetzung, Ein-
kommen und Einstellungen zu unterschiedlichen Problembe-
reichen. Es handelt sich um eine Retrospektivbefragung von 
ostdeutschen Männern und Frauen unterschiedlicher Ge-
burtsjahrgangsgruppen (1929-31, 1939-41, 1951-53, 1959-
61 und 1971). Die Daten zur DDR-Lebensgeschichte wurden 
zwischen September 1991 und Oktober 1992 (außer Ge-
burtsjahrgang 1971) erhoben. Befragt wurden 2330 Männer 
und Frauen. Die Ausschöpfungsquote betrug 52 Prozent.35 Ein 
Vergleich mit amtlichen Statistiken zeigte, dass es keine 
schwerwiegenden Verzerrungen in der Stichprobe gibt 
(Hess/Smid 1995). Bei der Stichprobe handelt es sich um eine 
Zufallsauswahl geschichtet nach Kohorte und Geschlecht. 
Befragt wurde in 427 Städten und Gemeinden. 

1996/97 wurden mit Hilfe computerunterstützter Telefon- und 
face-to-face Interviews (CATI/CAPI) ca. 1400 Befragte von 

34 Diese Projekte sind Teil der Deutschen Lebensverlaufsstudie, welche seit 
1983 in Berlin am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung institutionell 
etabliert ist (unter Leitung von Karl Ulrich Mayer). 

35 Weitere Informationen zur Stichprobe sind in Solga (1996) und Hess/Smid 
(l995) zu finden. 

36 Beschäftigung in ABM ist definiert als „Beschäftigung“. Die separate und 
differenzierte Betrachtung der Übergänge in ABM ist mit dem vorliegenden 
Datensatz zwar technisch möglich, verbietet sich praktisch jedoch aufgrund 
der zu geringen Fallzahl. ABM-Beschäftigung als Form von „Arbeitslosigkeit“ 
zu werten, widerspricht u.a. der Selbstwahrnehmung der Befragten. 

1991/92 ein weiteres Mal befragt (ca. 61 Prozent der Befrag-
ten von 1991/92). Gegenstand dieser Interviews waren vor al-
lem die Erwerbs- und Partnergeschichten nach 1989. Zusätz-
lich wurden ca. 600 Männer und Frauen des Geburtsjahrgangs 
1971 erstmals befragt (diese Interviews erfassen den Zeit-
raum ab Geburt). Ziel der Untersuchung dieser Geburtsko-
horte ist es, den Einstieg in das Erwerbsleben sowie Prozes-
se der Familienbildung unter den Bedingungen der Transfor-
mation zu analysieren. 

In diesem Beitrag werden die Lebensverlaufsdaten der Ge-
burtskohorten 1939-41, 1951-53 und 1959-61 verwendet. Die 
Erwerbskarrieren werden bis März 1996 analysiert und damit 
„gleich lange Zeiträume“ für Personen mit einem unter-
schiedlichen Interviewdatum erzeugt. Ferner werden nur Per-
sonen berücksichtigt, die im Dezember 1989 erwerbstätig ge-
wesen sind. Dies hat den Datensatz nur unwesentlich redu-
ziert, da die Männer ihre Armeezeit bereits beendet hatten und 
eine Nichterwerbstätigkeit durch das Babyjahr selbst bei den 
Frauen der sechziger Kohorte im Dezember 1989 nur eine un-
tergeordnete Rolle spielte. 

Für die verschiedenen Mobilitätstypen gibt es unterschiedli-
che Risikogruppen: 

- Auf-/Abstiege, laterale Wechsel, Branchenwechsel sowie 
Berufswechsel bzw. Berufsfeldwechsel: alle beschäftigten 
und nichtbeschäftigten Personen zum Zeitpunkt t-1 (Ge-
samtstichprobe) 

- Übergang in Arbeitslosigkeit, direkte Betriebswechsel und 
innerbetriebliche Wechsel: alle beschäftigten Personen zum 
Zeitpunkt t-1; 

- Wiedereinstiege in Beschäftigung: alle nichtbeschäftigten 
Personen zum Zeitpunkt t-1. 
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Statistisches Modell 
Die empirischen Befunde in Abschnitt 3.2 und 3.3 basieren 
auf discrete-time logit Modellen (vgl. Allison 1980; Yamagu-
chi 199l).37 Sie verfolgen die Idee, den Zeitverlauf von 
Übergangsraten zu modellieren. In discrete-time logit Model-
len ist die Übergangsrate zum Zeitpunkt t definiert als be-
dingte Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis zum Zeitpunkt t 
stattfindet, unter der Bedingung dass es bis zum Zeitpunkt 
ti-1 nicht stattgefunden hat. Die linke Seite der Gleichung ist 
der Logarithmus dieser bedingten Wahrscheinlichkeit: 

37 Unter der Annahme einer intervallskalierten Zeitangabe stellen diese Modelle 
eine weitgehende Annäherung an ein proportionales Hazardratenmodell dar 
(Blossfeld/Rohwer 1995, Kapitel 4; Yamaguchi 1991). 
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